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92. Sitzung

Berlin, Freitag, den 13. Februar 2004

Beginn: 9.00 Uhr
Präsident Wolfgang Thierse: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

Sitzung ist eröffnet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Vereinbarte Debatte zur aktuellen Europapolitik

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache eineinviertel Stunden vorgesehen. – Ich
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin
Angelica Schwall-Düren, SPD-Fraktion, das Wort.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir diskutieren heute Morgen über die Europapoli-
tik und stehen am Beginn des Jahres 2004, eines Jahres,
das ein Schicksalsjahr für die Europäische Union ist.
Zehn weitere Staaten treten der Europäischen Union bei.
Wir haben es mit einem großen Schritt zur europäischen
Wiedervereinigung zu tun. Im Augenblick finden in
New York noch Verhandlungen statt, um zu erreichen,
dass Zypern als Ganzes in die Europäische Union ein-
treten kann. Gerade für ein Land mit einer Vergangen-
heit als geteiltes Land hoffen wir sehr, dass ein Erfolg er-
reicht werden kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Dieses Jahr bringt Wahlen zum Europäischen Parla-
ment. Ein neues Parlament, neue Kommissare, weitere
zehn Kommissare werden dann die Zukunft unserer Eu-
ropäischen Union gestalten und werden die Lösung der
wichtigen Fragen der finanziellen Vorausschau, die im
Jahr 2005 beschlossen werden muss, vorbereiten. 

Wir alle hatten gehofft, dass die Vertiefung der Euro-
päischen Union vor der Erweiterung zu erreichen ist.
Wir hoffen nun, dass noch in diesem Jahr die europäi-
sche Verfassung, aufbauend auf dem Ergebnis, das der
Konvent vorgelegt hat, verabschiedet werden kann.
Wir sind ganz optimistisch, dass die irische Ratspräsi-
dentschaft etwas erreichen kann; denn sie arbeitet proak-
tiv und sie arbeitet dezent. Gespräche und Verhandlungen
finden im Hintergrund statt. Die Kompromissmöglich-
keiten sind in diesen Gesprächen auszuloten. Sie können
nicht auf dem offenen Markt verhandelt werden.

Wir wissen, dass in einem großen Teil Übereinstim-
mung erzielt worden ist. Die Teilnehmer an Regierungs-
gipfeln sprechen immer von 90 Prozent. Aber es gibt
noch eine Reihe offener Fragen, für die sicherlich Lö-
sungen gefunden werden können, wenn sich alle aufei-
nander zu bewegen. 

Der Hauptdissens betrifft das Prinzip der doppelten
Mehrheit. Zunächst einmal will ich sagen, dass ich
durchaus Verständnis für die Staaten habe, die sich auf
die geltende Vertragsgrundlage von Nizza berufen. Spa-
nien als langjähriges EU-Mitglied hat Erfahrung damit,
Interessendivergenzen in diesem europäischen Prozess
als Balance zwischen nationalen Interessen und europäi-
schem Mehrwert auszuhandeln. Polen als Repräsentant
einer Gruppe von Ländern, die über fünf Jahrzehnte
praktisch keine Souveränität hatten, scheint sich zu er-
hoffen, dass Einfluss auch über Verhinderungsmöglich-
keiten gesichert werden kann. 

Die Erfahrungen in der Europäischen Union lehren
uns aber, dass mit zunehmender Zahl von Staaten die
Entscheidungsfindung immer schwieriger wird. Eine
größere EU mit ihren ehrgeizigen Zielen – denken wir
nur einmal an die Lissabon-Strategie – wird noch mehr
Handlungsfähigkeit als in der Vergangenheit brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb ist zusätzliche Effizienz – gerade zur Überwin-
dung des Wohlstandsgefälles – dringend erforderlich.
Diese zusätzliche Effizienz ist nicht nur in europäischem
Interesse, sondern auch im Interesse Ungarns, Estlands,
Polens und vieler anderer Staaten. Die Blockademinder-
heit muss überwunden werden, damit wir eine Gestal-
tungsmehrheit gewinnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Redetext
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Mit dem Prinzip der doppelten Mehrheit können weder
ein einzelnes Land noch eine Zweierachse noch ein
Dreierdirektorium die anderen Länder majorisieren.

Lassen Sie mich noch kurz etwas zu der nicht unkom-
plizierten Lage zwischen Deutschland und Polen sagen.
Es ist in der Tat schmerzhaft, dass durch verschiedene
Ereignisse des Jahres 2003 das bereits entstandene Ver-
trauensverhältnis zwischen Polen, unserem größten
Nachbarn im Osten, und Deutschland gestört wurde. Die
Schatten der Vergangenheit haben die Beziehungen wie-
derum überlagert. Ein unsensibler Umgang mit dem
Thema Vertreibung durch den BdV, aber auch durch ei-
nige Kolleginnen von der CDU/CSU und Entschädi-
gungsforderungen haben die Beziehungen nachhaltig be-
einträchtigt. Wir alle wissen, dass die Regierung wie
auch die große Mehrheit der Bevölkerung diese Entschä-
digungsforderungen ablehnt. Wir haben die Bitte an Po-
len, zu erkennen, dass Deutschland seine Interessen aus-
schließlich in Übereinstimmung mit seinen Nachbarn
umsetzen will und umsetzen kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Im Juni finden die Wahlen zum Europäischen Par-
lament statt. Kollegen aus den neuen Mitgliedstaaten
werden an der Arbeit in der Europäischen Union teilneh-
men. Zehn neue Kommissare werden dabei sein. Die
kommenden Jahre sind für die Umsetzung der Lissabon-
Strategie entscheidend. Neben dem, was auf nationaler
Ebene geleistet werden muss, ist und bleibt das Solidar-
prinzip in der Europäischen Union ein Prinzip, das für
Kohäsion sorgt. Es gibt – man denke an Spanien und Ir-
land – erfolgreiche Beispiele.

Mit der Mitteilung der Europäischen Kommission
über die politischen und haushaltspolitischen Prioritäten
der erweiterten Europäischen Union für die Zeit 2007 bis
2013 und mit dem für die nächste Woche angekündigten
Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalt hat die Debatte um die Zukunft der erweiterten
Europäischen Union eine neue Dynamik erreicht. In der
Diskussion über den Finanzrahmen geht es um die
Frage, wie die erweiterte Union die Herausforderungen
der Zukunft meistern und auf welchen Gebieten sie poli-
tische und finanzielle Schwerpunkte setzen will.

Zu den wichtigsten Prioritäten gehören die erfolgrei-
che Integration der neuen Mitgliedstaaten, die Weiter-
führung einer erfolgreichen Politik des wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhalts, die Reformierung der
Agrarpolitik, neue Akzente in der Außen- und Sicher-
heitspolitik, im Bereich Justiz und Inneres und bei der
Fortführung der Lissabon-Strategie. Es geht aber auch
darum, wie hoch der EU-Haushalt insgesamt anwach-
sen soll, um die Herausforderungen der Zukunft zu
meistern, gleichzeitig aber die finanziellen Möglichkei-
ten der Mitgliedstaaten nicht zu überfordern. Angesichts
der enormen Anstrengungen, die die meisten Mitglieder
bei der Konsolidierung ihrer nationalen Haushalte zu be-
wältigen haben, darf diese Frage nicht ausgeblendet wer-
den.
Wir stimmen bei den politischen Prioritäten mit der
Europäischen Kommission weitgehend überein; wir hät-
ten uns bei der Ausgestaltung des Finanzrahmens aber
mehr Realismus und Kohärenz gewünscht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Vorschläge der Kommission sehen nämlich ein deut-
liches Anwachsen des EU-Budgets vor. Das würde ins-
besondere die Hauptzahlerländer, Deutschland, Frank-
reich, das Vereinigte Königreich, die Niederlande und
Österreich, in hohem Maße belasten.

Damit kein Zweifel aufkommt: Wir bekennen uns zur
europäischen Solidarität; aber es gibt Grenzen der Be-
lastbarkeit. Deshalb unterstützen wir die von der Bun-
desregierung angemahnte Begrenzung des EU-Haushal-
tes auf 1 Prozent des Bruttonationaleinkommens.

Meine Damen und Herren, die europäische Solidarität
ist keine Einbahnstraße. Deswegen müssen auch die
Staaten, die bisher von der europäischen Struktur- und
Kohäsionspolitik profitiert und dadurch an wirtschaftli-
cher Stärke zugenommen haben, Einschnitte hinnehmen.
Die bisherigen Empfängerländer müssen zusätzlich auf
Mittel verzichten, denn Verlässlichkeit und Berechen-
barkeit aufseiten der Empfänger und Zahler muss zu-
gleich mit Zumutbarkeit für die europäischen Steuerzah-
ler verknüpft werden.

Lassen Sie mich auf einen weiteren Punkt hinweisen:
Es gibt einen eklatanten Widerspruch in der Argumenta-
tion der Europäischen Kommission. Während sie in der
Diskussion um den Stabilitäts- und Wachstumspakt nicht
anerkannt hat, dass die Haushaltseinschnitte negativen
Einfluss auf die Wachstumsaussichten haben, erklärt uns
die Europäische Kommission nun, dass eine drastische
Ausweitung des EU-Haushaltes vorgenommen werden
müsse, wolle man an dem Ziel der Stimulation des
Wachstums festhalten. Wir müssen im weiteren Verlauf
der Diskussion die Struktur- und Kohäsionspolitik sorg-
fältig analysieren und intensiv diskutieren. Netzwerke
müssen gebildet und Synergieeffekte erreicht werden.
Dann wird auch die weitere Entwicklung der EU positiv
verlaufen.

(Beifall bei der SPD)

Europa steht vor großen Herausforderungen: Die
Integration von zehn Neumitgliedern muss gelingen. In
drei Jahren steht der Beitritt von Bulgarien und Rumä-
nien an. Die Transformation von Nachbarländern der EU
muss im Interesse Europas aktiv unterstützt werden. Die
schwierigen Verhandlungen für den Finanzrahmen 2007
bis 2013 müssen schnell abgeschlossen werden, weil
dies Voraussetzung für Wohlstand und sozialen Zusam-
menhalt der EU und für das Behaupten im internationa-
len Wettbewerb ist. 

Wir wünschen der irischen Ratspräsidentschaft viel
Geschick und Glück bei den Verhandlungen über eine
europäische Verfassung. Zugleich freue ich mich auf die
Feiern zum Beitritt der neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai
dieses Jahres, die an vielen Orten in unserer so reichen
Europäischen Union stattfinden werden.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Peter Altmaier, CDU/

CSU-Fraktion.

Peter Altmaier (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir alle

freuen uns, dass in wenigen Wochen mit dem Beitritt
von zehn neuen Staaten die Europäische Union einen
großen Erfolg feiern und dass damit auch das Ende des
Kalten Krieges in Europa offiziell besiegelt wird. Wir
haben die Erweiterung in den letzten Jahren trotz der
manchmal nicht einfachen Umstände gemeinsam über
alle Parteigrenzen vorangetrieben und freuen uns nun
mit den Bürgerinnen und Bürgern der neuen Mitglied-
staaten.

Aber am Vorabend der Erweiterung steht die Europäi-
sche Union auch vor einer schweren Krise, möglicher-
weise der schwersten Krise seit langer Zeit. Die deutsche
Bundesregierung steht inmitten dieser Krise hilflos und
konzeptionslos da 

(Widerspruch bei der SPD)

und wird von den übrigen Mitgliedstaaten – erstmals in
der Geschichte der Europäischen Union – nicht als Teil
der Lösung gesehen, sondern zunehmend als Teil des
Problems.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das glaubst
du doch selber nicht!)

Meine Damen und Herren, es gab in der Europäischen
Union schon seit langer Zeit nicht mehr eine derartige
Häufung von Spannungen, von Misstrauen, von Gegen-
sätzen und von Polarisierungen wie in den letzten Mona-
ten. Die Tendenz ist leider Gottes wachsend. Wir haben
drei Bereiche, in denen eine starke Polarisierung
herrscht, die die Europäische Union zu lähmen und ihre
Handlungsfähigkeit zu beschädigen droht.

Erstens. Es gibt eine Frontstellung zwischen großen
und kleinen Mitgliedstaaten, geprägt von tiefem Miss-
trauen.

(Günter Gloser [SPD]: Quatsch!)

Das fing im Konvent an und findet seine Fortsetzung bis
in die jüngste Zeit. So wurde in den letzten Tagen vor ei-
nem Direktorium der großen Mitgliedstaaten gewarnt,
das über die Köpfe der kleinen hinweg entscheidet. Das
betrifft nicht nur Italien, sondern auch die Niederlande
und viele andere Mitgliedstaaten, mit denen wir seit Jah-
ren und Jahrzehnten gute und enge Beziehungen unter-
halten.

Zweitens. Es gibt eine Frontstellung zwischen dem
reichen Europa und dem armen Europa. Im Zusammen-
hang mit dem Finanzrahmen 2007 bis 2013 hat die
Bundesregierung eine Debatte auf den öffentlichen
Markt getragen, die dazu geführt hat, dass in der Euro-
päischen Union Misstrauen entstanden ist, und zwar
nicht in erster Linie zwischen Deutschland und Spanien,
sondern zwischen Deutschland und den Staaten, die jetzt
in die Europäische Union kommen und die zu Recht da-
rauf bauen, dass wir sie bei ihrem Aufholprozess nach
Kräften unterstützen.

Drittens. Es gibt die alte Frontstellung zwischen dem
alten und dem neuen Europa in der Irakkrise, bei der
die deutsche Bundesregierung durch ihre einseitige Fest-
legung zu einem frühen Zeitpunkt verhindert hat, dass
eine gemeinsame europäische Position zustande kommt.
Wir haben den dadurch entstandenen Schaden im Übri-
gen im Konvent erlebt, wo es nicht möglich war, Mehr-
heitsentscheidungen in der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik durchzusetzen. Wir sehen den Scha-
den auch jeden Tag bei den Beratungen mit unseren
Bündnispartnern in der NATO und in der Europäischen
Union.

Meine Damen und Herren, es muss Ihnen doch auffal-
len, dass Deutschland zum ersten Mal in diesen ganzen
Streitigkeiten nicht als Vermittler auftritt, nicht agiert,
um Lösungen zustande zu bringen, sondern angesehen
wird als jemand, der polarisiert und seine eigenen Inte-
ressen vertritt. Wenn Sie auf diese Art und Weise agie-
ren, dann werden Sie den deutschen und europäischen
Interessen nicht nutzen, sondern ihnen schaden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Bundesaußenminister, das Schlimmste, was pas-
sieren kann, ist, dass jetzt eine Situation entsteht, in der
all diese Probleme vermengt werden, in der Junktims
entstehen, in der versucht wird, durch Zugeständnisse
auf dem einen Gebiet Forderungen auf anderen Gebieten
durchsetzen zu können. Deshalb dürfen wir nicht zulas-
sen, dass alles in einen Topf geworfen wird.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das sagen 
Sie mal der CDU!)

Wir müssen dafür sorgen, dass ein Problem nach dem
anderen gelöst wird. Deshalb appellieren wir an Sie
– und bieten Ihnen unsere Unterstützung an –, alles zu
tun, damit die europäische Verfassung, die Europa und
seine Bürger dringend brauchen, noch vor den Europa-
wahlen am 13. Juni dieses Jahres zustande kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Herr Bundesaußenminister, wir wissen, das ist keine
leichte Aufgabe. Aber sehen Sie, wir erwarten von den
beiden Volksgruppen auf Zypern, dass sie vor der Euro-
pawahl und dem Beitritt der zehn neuen Staaten im-
stande sind, einen jahrzehntealten Konflikt zu lösen und
sich wieder zu vereinigen. Dann muss es doch auch
möglich sein, dass die Europäische Union den Streit
über die Stimmenverteilung im Ministerrat in derselben
Frist in annehmbarer und vorzeigbarer Weise löst und
dazu beiträgt, dass die Verfassung verabschiedet werden
und pünktlich in Kraft treten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Bei der Frage der Stimmengewichtung im Minister-
rat geht es natürlich, wie bei anderen Fragen auch, um
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Interessen. Es geht aber auch um Vertrauen, das die Eu-
ropäische Union braucht, und es geht um Regeln, die Ef-
fizienz gewährleisten sollen. Wir müssen, wenn wir das,
was auf dem Gipfel in Brüssel vor Weihnachten gesche-
hen ist, ändern wollen, versuchen, einen Kompromiss zu
finden. Das heißt, die Spanier und die Polen müssen sich
bewegen, aber auch wir Deutschen müssen uns bewe-
gen, Herr Bundesaußenminister. Ich habe die Sorge, dass
es uns genauso ergeht wie bei dem Gipfel in Brüssel:
dass wir wie die Katze um den heißen Brei herumschlei-
chen und in diplomatischen Gesprächen versuchen, eine
Lösung zu finden, sich aber niemand bewegt und es am
Ende zu spät ist.

Herr Bundesaußenminister, ich glaube, Sie würden ei-
nen großen Beitrag leisten, wenn Sie heute von dieser
Stelle aus erklären: Alle müssen sich bewegen, auch wir.
Entscheidend ist, dass letzten Endes ein Kompromiss ge-
funden wird, der dazu beiträgt, dass die Europäische
Union handlungsfähig wird und Blockademinderheiten
reduziert werden. Da möchte ich der Frau Kollegin
Schwall-Düren ausdrücklich zustimmen; das muss unser
gemeinsames Ziel sein.

Meine Damen und Herren, in der Haushaltsfrage
sind wir uns einig: Wir müssen auf allen Ebenen sparen,
von der kommunalen Ebene über die Länder- bis hin zur
Bundesebene. Das gilt natürlich auch für Europa. Aber
eines geht nicht: dass Sie in Brüssel ständig neue Aufga-
ben und Zuständigkeiten für die Europäische Union be-
schließen und sich anschließend weigern, der Europäi-
schen Union das Geld zur Verfügung zu stellen, das sie
für diese Aufgaben und die Wahrnehmung der Zustän-
digkeiten braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir möchten daher ganz gerne von Ihnen wissen, wo
denn gespart werden soll. Möchten Sie zulasten der neu
hinzukommenden Länder sparen? Möchten Sie zulasten
der neuen Bundesländer sparen? – Nein! Da sind wir uns
einig. Wo wollen Sie also sparen? Wenn Sie dazu ein
vernünftiges und überzeugendes Konzept vorlegen, dann
werden Sie uns auf Ihrer Seite haben.

Lassen Sie mich noch ein Problem ansprechen, das in
diesen Tagen oft übersehen wird, aber ganz viele Men-
schen, was ihre persönliche Situation betrifft, berührt.
Die Osterweiterung ist ein Experiment. In ihr liegt eine
großartige Chance für die Europäische Union und für die
Wirtschaft in den alten Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. Aber natürlich sind damit auch Risiken verbun-
den. Wir haben diese Tatsache parteiübergreifend aner-
kannt, indem wir Übergangsfristen im Bereich der Frei-
zügigkeit vereinbart haben. 

Mit dieser Erweiterung sind auch Risiken hinsichtlich
der Unternehmensansiedlungen auf beiden Seiten der
Grenzen verbunden. Wir werden einen Wettbewerb bei
den Lohnkosten erleben, von dem wir uns noch keine
genaue Vorstellung machen können. Deshalb appelliere
ich an Sie: Messen Sie den Problemen der Menschen in
den Grenzregionen, beispielsweise in Bayern, in Sach-
sen und in Sachsen-Anhalt, mehr Aufmerksamkeit zu!
Wir brauchen ein Grenzgürtelprogramm und eine ver-
nünftige Konzeption, um den Menschen zu zeigen, dass
ihre Probleme von der Politik anerkannt und ernst ge-
nommen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Lassen Sie mich zum Schluss noch Folgendes sagen:
Wir sind bereit, Herr Bundesaußenminister, Sie in den
kommenden schwierigen Wochen und Monaten zu un-
terstützen.

(Günter Gloser [SPD]: Auch die CSU?)

Wir haben in diesem Hause die gute Tradition, dass die
Europapolitik trotz aller Unterschiede im Detail in der
großen Linie immer eine gemeinsame Politik aller de-
mokratischen Parteien ist. Aber wir erwarten von Ihnen,
dass Sie die Anstrengungen unternehmen, die notwendig
sind, um die Europäische Union aus ihrer Krise heraus-
zuführen. Wir glauben, das lohnt jede Anstrengung und
jede Mühe. Dafür bieten wir Ihnen unsere Unterstützung
an.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Rainder Steenblock,

Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Altmaier, der Schluss Ihrer Rede klang
etwas versöhnlicher. Aber das, was Sie am Anfang Ihrer
Rede an Analyse geboten haben, hat mit der Entwick-
lung in Europa und mit der Rolle, die die Bundesregie-
rung dabei gespielt hat, nur relativ wenig zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Zuruf von der SPD: Gar
nichts!)

Sie haben den Konvent angesprochen und versucht,
deutlich zu machen, dass die Bundesregierung an dieser
Stelle Teil des Problems ist. Sie selber waren weiß Gott
genug damit befasst, um das besser wissen zu können:
Gerade diese Bundesregierung und insbesondere ihr Au-
ßenminister haben alles unternommen, um die Ergeb-
nisse, die in den Verhandlungen im Konvent erreicht
wurden, zusammenzuführen und mitzutragen. Das war
eine der Kernaufgaben der deutschen Europapolitik und
soweit es in diesem Rahmen möglich war, ist sie sehr er-
folgreich bewältigt worden. Im Gegenteil, Sie waren es,
die durch neue Forderungen, die Sie im Deutschen Bun-
destag erhoben haben, die Verhandlungen zum Konvent
belastet und damit das Erzielen von Ergebnissen er-
schwert haben, während wir versucht haben, die Ergeb-
nisse zusammenzuführen. Dafür sollten wir dem Außen-
minister dankbar sein, anstatt ihn nachträglich dafür zu
kritisieren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Die Gespräche, die mit dem britischen Premierminis-
ter anlässlich seines gestrigen Besuches geführt wurden,
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machen deutlich, dass wir auf einem guten Weg sind, die
Probleme des letzten Jahres zu beherrschen und voran-
zukommen. Gerade was die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik angeht, gibt es ein neues Selbstver-
ständnis der großen Partner in Europa. Das ist positiv
und das sollten Sie nicht kritisieren. Es ist ein wichtiger
Schritt, um in den zentralen Fragen gemeinsam voranzu-
kommen. Wir sollten froh darüber sein, dass Großbritan-
nien wieder mit im Boot ist. Das stärkt unsere Position
und auch die Position Europas in der Welt.

Wenn Sie über Irritationen im Verhältnis zu Polen
reden, lieber Kollege Altmaier, dann sollten Sie auch
einmal Ihre Kollegin Steinbach ansprechen; denn sie ist
für viele Irritationen verantwortlich, die es in der Ver-
gangenheit gegeben hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Diese Argumentation zeigt, dass Sie mehr Probleme als
Lösungsangebote haben.

Wir stehen in Europa vor zwei großen Aufgaben:
Zum einen stehen wir vor der Vereinigung des Konti-
nents nach jahrzehntelanger Trennung, zum anderen
wollen wir die wettbewerbsfähigste und eine auf Wissen
basierte Volkswirtschaft werden. Dafür brauchen wir
– ganz im Sinne der Göteborg-Strategie – eine nachhal-
tige Entwicklung in den Bereichen Wirtschaft, Soziales
und Umwelt. Das sind unsere Ziele, die wir Europa vor
dem Hintergrund der schwierigen Haushaltssituation, in
der sich alle Länder Europas befinden, ins Logbuch ge-
schrieben haben. 

Wir wollen den Motor Europa wieder anwerfen. Die
Schwerpunkte, die in der neuen finanziellen Voraus-
schau gesetzt worden sind, sind dafür eine Grundlage.
Auf der einen Seite besteht die Aufgabe der Solidarität
gegenüber den Beitrittsstaaten. Auf der anderen Seite ist
in das Blickfeld zu nehmen, dass die Lissabon-Strategie
umgesetzt werden muss. Das heißt, es muss mehr Geld
für Forschung, Innovation, Infrastruktur und die Trans-
europäischen Netze bereitgestellt werden. Das brauchen
gerade wir in Deutschland; denn unsere deutsche Volks-
wirtschaft ist die stärkste Exportwirtschaft auf dem Bin-
nenmarkt der EU. Deshalb ist es im Interesse unserer
Wirtschaft und stärkt es unsere Wirtschaftsstruktur,
wenn die Infrastruktur in den Beitrittsstaaten so rasch
wie möglich an das westeuropäische Niveau angeglichen
wird. Solidarität mit den Beitrittsstaaten ist ein Faktor,
der die deutsche Wirtschaft stärkt. 

Daher brauchen wir einerseits Aufwüchse. Die
Schwerpunkte, so wie sie in der finanziellen Voraus-
schau gesetzt worden sind – davon bin ich sehr über-
zeugt –, sind richtig. Andererseits müssen wir sparen. Es
gibt in diesem Haushalt noch Ansätze zu sparen. Ich
halte es für schwer vermittelbar, dass es, gerade was die
Strukturfonds angeht, Haushaltsansätze gibt, die ständig
zu Rückflüssen führen. Wir müssen in der Strukturpoli-
tik der EU realistische Haushaltsansätze finden. Wir
müssen unsere Mittel auf die Schwächsten konzentrie-
ren, das heißt auf die Beitrittsländer der EU. Das ist eine
zentrale Herausforderung, vor der wir stehen. 
Wir dürfen die Nettozahlerdebatte nicht so führen,
dass wir nur davon ausgehen, dass es bei den Nettozah-
lern zu exorbitanten Ausgaben kommt. Die EU hat ange-
boten, ein Rabattsystem einzuführen. Das halte ich für
den richtigen Weg. Den müssen wir weiterverfolgen, so-
dass wir zwischen den Beiträgen, die wir zu leisten ha-
ben, und den Mitteln, die wir zur Verfügung haben, ei-
nen vernünftigen Kompromiss herstellen können. Das
darf nicht dazu führen, dass wir die neuen Aufgaben ge-
rade in der Außen- und Sicherheitspolitik und in der
Technologiepolitik vernachlässigen. Hier brauchen wir
einerseits in Zukunft Schwerpunkte, das heißt mehr
Geld. Andererseits müssen wir an anderen Stellen Spar-
potenziale finden. 

Mit Blick auf die Verhandlungen über die Zukunft
Europas, die jetzt folgen, sollten uns die beiden Pfeiler
der Solidarität und der Innovation bei der weiteren finan-
ziellen Vorausschau leiten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegin Sabine Leutheusser-

Schnarrenberger, FDP-Fraktion.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Dem Schiff Europa, das so zuversichtlich mit neuen Pas-
sagieren zu neuen Ufern aufbrechen sollte, wurde mit
dem Scheitern der Regierungskonferenz im Dezember
letzten Jahres abrupt der Wind aus den Segeln genom-
men. Nun treibt das Schiff in seichten Gewässern und
läuft Gefahr, auf Grund zu laufen. Während die Kapitäne
öffentlich oder auch hinter verschlossenen Türen um den
zukünftigen Kurs streiten, regt sich Unmut unter den
Passagieren, nämlich den europäischen Bürgerinnen und
Bürgern. 

Werfen wir doch einen Blick auf das letzte Eurobaro-
meter: Die Ergebnisse sind niederschmetternd und spie-
geln wider, wie von den Bürgerinnen und Bürgern die
Europapolitik wahrgenommen wird. Nur 39 Prozent der
deutschen Bevölkerung haben ein positives Bild von der
Europäischen Union. Die Institutionen wie das Europäi-
sche Parlament haben einen Vertrauensverlust erlitten
und mit dem Kapitän, dem Ministerrat, würden höchs-
tens 32 Prozent gemeinsam in See stechen. 

Das zeigt doch: Mit der Politik, wie wir sie hier in die-
sem Hause formulieren, ist etwas nicht in Ordnung. Wir
vermitteln den Bürgerinnen und Bürgern nicht, worum es
uns bei der europäischen Entwicklung geht. Es geht uns
natürlich um einzelne wichtige Punkte: um doppelte
Mehrheiten – wobei 60 Prozent der EU-Bevölkerung re-
präsentiert sein müssen –, um eine handlungsfähige
Kommission, um eine geringe Zahl an Kommissaren.

In Wirklichkeit geht es aber darum, den Bürgern end-
lich zu sagen: Wir wollen ein demokratischeres, ein bür-
gernäheres Europa, das natürlich handlungsfähig ist, das
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sich aber nicht darauf beschränkt, mit diesen Techniken
Europapolitik zu betreiben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb müssen wir erreichen, dass in den nächsten Mo-
naten auch in der Öffentlichkeit stärker über den Wert
der europäischen Verfassung und ihre Grundlagen gere-
det wird. 

Ich habe erwartet, dass von den wichtigen Konsulta-
tionen mit dem französischen Premierminister Chirac
sowie gestern mit Herrn Blair – in der nächsten Woche
finden Konsultationen mit beiden zusammen statt – an-
dere Signale ausgehen würden. Es sind nämlich keine
positiven Signale von diesen Treffen ausgegangen. Es ist
keine Linie aufgezeigt worden, wie man gemeinsam ver-
suchen will, das dahindümpelnde Schiff wieder in tiefere
Gewässer zu bringen. Im Gegenteil: Die Reaktionen auf
die Treffen zeigen doch, wie skeptisch diese Gespräche
gesehen werden. Man hat nicht deutlich gemacht, dass
diejenigen, die für den europäischen Integrationsprozess
entscheidend sind, Verantwortung dafür tragen, Kom-
promisslinien aufzuzeigen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das hat bei dem Treffen zwischen Schröder und Chirac
in Genshagen sowie bei dem Treffen zwischen Schröder
und Blair gefehlt. Die Reaktion darauf wird Zurückhal-
tung und Abwarten sein. Man fragt sich: Soll die Angst
in der Europäischen Union wirklich stärker dominieren
oder nicht? Genau das schafft das falsche Klima und die
falsche Atmosphäre für die nächsten Monate. 

Die Iren sind mit ihrer vorsichtigen Art zu sondieren
aus meiner Sicht Hoffnungsträger: Sie zeigen mögliche
Perspektiven auf und versuchen damit, alle zusammen-
zubringen. 

Ich erwarte aber, dass man sich in Deutschland nicht
nur mit Chirac und Blair trifft. Ich erwarte, dass in den
nächsten Wochen – natürlich vor dem 1. Mai – Gesprä-
che mit den Verantwortlichen aus anderen Mitgliedstaa-
ten – natürlich auch mit den Spaniern, selbst wenn es
noch so schwierig ist, natürlich mit den Portugiesen,
aber auch mit den Ungarn und den Tschechen – geführt
werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]:
Auch mit der Opposition muss gesprochen wer-
den!)

Sie alle haben nämlich ein Interesse daran, dass die Ost-
erweiterung, die Europäische Union der 25, gelingt und
dass der 1. Mai nicht zu einem Datum wird, über das es
später einmal heißt: An diesem Datum hat der Rück-
schritt der Europäischen Union zu einer Wirtschafts-
union begonnen. – Wir brauchen nämlich eine politische
Union. 

Wenn die Bürgerinnen und Bürger eines von der Euro-
päischen Union erwarten – das zeigt das Eurobarometer
ganz deutlich –, dann ist es eine Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik. Wir alle wissen, dass es ohne
eine Stimme, die letztendlich in der Außen- und Sicher-
heitspolitik für die Europäische Union spricht, und ohne
Strukturen, die die Meinungsbildung erleichtern und Ini-
tiativrechte gewähren, jedenfalls im Rahmen der Euro-
päischen Union keine Weiterentwicklung geben wird.
Das Verkehrteste wäre, wenn sich das bewahrheiten
würde, worüber nachgedacht wird und was manche
schon jetzt als große Gefahr erkennen: Man tut sich au-
ßerhalb der Verträge zusammen und versucht, Außenpo-
litik zu betreiben. So sorgt man für mehr Kernspaltung
anstatt für Kernfusion innerhalb der Europäischen
Union. 

Ich sage deshalb an dieser Stelle noch einmal: Wir
fordern von der Bundesregierung, dass sie ihre große
Verantwortung wahrnimmt und auf der Grundlage des
EU-Konvents in den nächsten Wochen Kompromissbe-
reitschaft zeigt. Das Prinzip der doppelten Mehrheit ist
richtig. Wir unterstützen es aus vielerlei Aspekten. Die
Ausgestaltung des Prinzips der doppelten Mehrheit darf
aber nicht dazu führen, dass daran letztlich die entschei-
denden Verhandlungen zur Verfassung scheitern. Wir
wollen bis Mitte dieses Jahres einen Kompromiss; wenn
dieser nicht gelingt, dann – das ist unsere Meinung –
brauchen wir einen neuen Verfassungskonvent. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile Kollegen Michael Roth, SPD-Fraktion, das

Wort. 

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zweifellos, liebe Frau Kollegin Leutheusser-
Schnarrenberger, ist die Europäische Union in einer
schwierigen Lage. Wir befinden uns in einer Krise. Was
mich immer noch hoffnungsfroh stimmt, ist, dass es
große Erwartungen gegenüber dem wunderbaren politi-
schen Projekt Europa gibt. Andererseits sinkt das Ver-
trauen in die EU – vor allem das Vertrauen in die Institu-
tionen der Europäischen Union – rapide. Da haben Sie
völlig Recht.

Aber ich komme zu etwas anderen Schlussfolgerun-
gen als Sie. Ich sehe ein großes Problem, über das Sie,
Frau Leutheusser-Schnarrenberger, nicht gesprochen ha-
ben. Es lohnt sich, über den Kern der Idee eines verei-
nigten Europas zu reden, gerade weil die Bürgerinnen
und Bürger spüren, ahnen und einige vielleicht sogar
wissen, dass das nationalstaatlich organisierte politische
Handeln immer mehr an seine Grenzen stößt. Was ist die
Konsequenz daraus? Darauf haben Sie keine Antwort
gefunden. Ich glaube, dass auch die FDP darauf keine
Antwort finden wird.

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]: 
In Europa bekommen wir die Antworten!)

Die Globalisierung ruft Ängste, Skepsis und Ableh-
nung hervor. Das spüren wir überall. Das liegt unter an-
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derem daran, dass sich die EU im Bewusstsein der Men-
schen zweifellos als funktionierender Binnenmarkt
profiliert hat. Aber das ist zu wenig. Die EU hat sich mit
einer gemeinsamen Währung profiliert. Das ist ebenfalls
zu wenig. Sie hat sich mit einem Wettbewerbsmodell
profiliert. Auch das ist zu wenig. Die Europäische Union
ist nur zukunftsfähig, wenn sie sich auch – da stimme ich
Ihnen zu – als starker, verantwortungsbewusster interna-
tionaler Akteur, als Promoter von Bildung, Qualifizie-
rung und Beschäftigung – so wie es Kollege Steenblock
ausgeführt hat – profiliert. 

Sie muss sich aber auch als Garant einer nachhaltigen
sozialen und ökologischen Politik mit klaren sozialen
Regeln profilieren. Das europäische Sozialmodell ist
im internationalen Maßstab wettbewerbsfähig. Aber wir
müssen etwas dafür tun, damit dieses europäische So-
zialmodell auch in Zukunft wettbewerbsfähig ist, dass
die Bürgerinnen und Bürger spüren, dass die Politik sich
ihrer Sorgen und Nöte annimmt und Antworten auf die
großen drängenden Fragen der Zeit findet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb bleibt uns gar nichts anderes übrig, als für
das europäische Verfassungsprojekt zu streiten. Denn
dieses Verfassungsprojekt hat deutlich gemacht: Die
Union ist nicht nur eine politische Kraft des Marktes,
nein, sie ist auch eine Kraft, die für Werte eintritt. Sie ist
nicht nur eine Union der Staaten, sie ist ebenso eine
Union der Bürgerinnen und Bürger. Die Vermittlung die-
ser Tatsachen ist bislang nicht in dem Maße gelungen,
wie es eigentlich notwendig wäre. Ich bin davon über-
zeugt, dass das Verfassungsprojekt die Bürgerinnen und
Bürger wieder näher an die EU heranführen kann, weil
es zum Gelingen dieses Verfassungsprojektes keine ver-
antwortbare Alternative gibt.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Weil das so 
sein muss, ist es so!)

Wir müssen jetzt darüber nachdenken, wie und mit
welcher Strategie wir in die nächsten Wochen gehen. Ich
plädiere für Kompromissbereitschaft. Aber es kann doch
jetzt zu diesem frühen Zeitpunkt keine Festlegung auf
vermeintliche Kompromisse geben, die die EU weder
demokratischer noch handlungsfähiger machen. Deswe-
gen kann jetzt nicht darüber geredet werden, beispiels-
weise die EU-Kommission immer größer werden zu las-
sen. Es kann nicht darum gehen, dass wir noch einmal
eine Debatte darüber führen, wo wir von dem Prinzip der
Mehrheitsentscheidungen in der Europäischen Union ab-
weichen. Es kann auch nicht noch einmal eine Diskus-
sion darüber geben, dass wir das Prinzip der doppelten
Mehrheit infrage stellen. Es kann auch keine Diskussion
darüber geben, dass wir die EU als internationale Frie-
densmacht, als Garant der internationalen Sicherheit in-
frage stellen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Über was darf
dann diskutiert werden, wenn lauter Tabus am
Rande stehen?)
– Jetzt komme ich zu Ihnen, Herr Kollege Müller. Kol-
lege Altmaier hat soeben eine Rede gehalten, die hätte er
einmal in der CDU/CSU-Fraktion halten müssen. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Herr Fischer 
schläft schon ein bei Ihrer Rede!)

Denn die Union versagt aus meiner Sicht als Europapar-
tei, und zwar immer mehr, weil Sie mit Ihrer Politik der
gespaltenen Zunge an Ihre Grenze stoßen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]:
Jetzt wecken Sie den Fischer auf!)

Lieber Kollege Altmaier – wir wissen hoffentlich,
dass wir uns gegenseitig schätzen –, ich habe ein Thema
vermisst, und zwar das Thema Türkei, das vor allem
Kollege Hintze wie eine Monstranz vor sich herträgt.
Gerade damit wird der Populismus in der Europäischen
Union genährt. Mit dieser unsäglichen Türkeidebatte
werden Ängste geschürt. Jetzt betreiben Sie noch Hara-
kiri in Sachen Europa, indem Sie, Kollege Müller und
Kollege Singhammer,

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Nur noch 
Tabus!)

heute fordern, dass – auch bei einer Einigung im aktuel-
len Streit um die Stimmengewichtung – die EU-Verfas-
sung abzulehnen ist.

(Günter Gloser [SPD]: Hört! Hört! – Dr. Gerd
Müller [CDU/CSU]: Der Fischer muss einmal
deutsche Positionen formulieren!)

Sie bauen doch immer höhere Hürden auf. Kürzlich, vor
wenigen Wochen, haben Sie noch gefordert – in diesem
Punkt stimmt Herr Altmaier nicht mehr mit Ihnen und
der CSU überein –, die Debatte über die finanzielle Vo-
rausschau mit der Verfassungsdebatte zu verknüpfen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das macht er 
doch!)

Sie stimmen in Ihren eigenen Reihen doch vorne und
hinten nicht miteinander überein. Sie müssen erst einmal
eine klare Position entwickeln. Dann können Sie hier
selbstbewusst auftreten und für Europa streiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]:
Na also, endlich ein bisschen Feuer!)

Ich will aber nicht nur in Ihre Richtung kritische
Anmerkungen machen, sondern auch in Richtung derje-
nigen, die ab dem 1. Mai dieses Jahres mit uns zusam-
menarbeiten wollen und müssen. Was mich, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bei vielen Gesprächen beunruhigt
hat, ist, dass nicht wenige in Mittelosteuropa die EU als
Nachfolgeorganisation der Sowjetunion und Brüssel in
der Tradition des stalinistischen Moskau sehen.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Mit wem 
reden Sie denn da?)

Ich glaube, dass noch viele Gespräche und Diskussio-
nen und viel Überzeugungsarbeit notwendig sind. Denn
die Faszination, die von der EU ausgeht, ist, dass wir
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demokratisch mitentscheiden können, dass wir an die-
sem Projekt mitarbeiten können und dass jeder ge-
braucht wird: die Kleinen genauso wie die Großen und
die Finanzschwächeren ebenso wie die Finanzstärkeren.
Es ist doch gerade das Prinzip der Solidarität, das in an-
deren politischen Systemen, die glücklicherweise zum
Einsturz gekommen sind, vermisst wurde.

Daher kann ich der irischen Präsidentschaft, die ihre
Sache, was das Management angeht, ganz hervorragend
macht, nur alles Gute wünschen. Ich bin mir sicher, dass
wir während der irischen Präsidentschaft sehr weit kom-
men werden. Ich hoffe, dass es uns hier im Bundestag
gelingt, dem Verfassungsprojekt neue Impulse zu verlei-
hen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das schaut 
nicht so aus!)

Mein Eindruck ist, dass Europa mehr kann, als der Ver-
trag von Nizza zulässt. Um es deutlich zu sagen: Europa
muss auch mehr können als das, was im Vertrag von
Nizza festgelegt ist. Das sind wir den Bürgerinnen und
Bürgern in der Europäischen Union nämlich schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile Kollegen Albert Rupprecht, CDU/CSU-

Fraktion, das Wort.

Albert Rupprecht (Weiden) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir

alle erwarten die Erweiterung der Europäischen Union in
76 Tagen mit Spannung. Wir stellen aber auch fest, dass
die Situation zurzeit ziemlich verfahren ist: Die Finan-
zierung ist ungeklärt, der Stabilitätspakt ist massiv ange-
griffen, die institutionellen Fragen sind offen und die Zu-
kunft des Verfassungsvertrages ist unsicher. Natürlich
hat Helmut Schmidt Recht, wenn er sagt: Es war ein
Fehler, die Erweiterung zu vollziehen, bevor die Finan-
zierung und die institutionellen Fragen geklärt sind.

Welchen Beitrag hat die Bundesregierung in der in-
tensiven Phase vor der Erweiterung geleistet? In einem
Punkt hat die Bundesregierung absolut Recht: Es ist
vollkommen inakzeptabel, dass der Beitrag Deutsch-
lands zur Finanzierung des europäischen Haushalts in
den nächsten zehn Jahren um sage und schreibe
43 Prozent ansteigen soll. Das entspricht rund 10 Mil-
liarden Euro mehr pro Jahr. Das ist schlichtweg nicht fi-
nanzierbar und vollkommen unrealistisch.

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das mal dem 
sächsischen Ministerpräsidenten!)

Insgesamt hat die Bundesregierung bei wesentlichen
Fragen der Vorbereitung auf die Erweiterung in den ver-
gangenen Monaten keine überzeugende Rolle gespielt.
Ganz im Gegenteil: Die Bundesregierung hat die Kon-
flikte in Europa durch eine Vielzahl von Widersprüchen
verschärft. Das war auch beim Thema der Woche, der
mittelfristigen Finanzplanung, so. Die Position der Bun-
desregierung ist voller Widersprüche. Sie laden der Eu-
ropäischen Union zusätzliche Aufgaben auf, sagen aber
nicht, wie sie finanziert werden sollen.

(Günter Gloser [SPD]: Es wird nicht richtiger, 
wenn Sie es wiederholen!)

Ich nenne drei konkrete Beispiele. Erstes Beispiel:
Kanzler Schröder initiiert gemeinsam mit Herrn Chirac
zweifelhafte europäische Investitionsprogramme ohne
europäischen Mehrwert, ausschließlich um die nationa-
len Haushalte zu entlasten. Das geplante Volumen be-
trägt 50 Milliarden Euro. 

Zweites Beispiel: Nach der Lissabon-Strategie soll
die Europäische Union der Motor für Innovation in
Europa sein. Das Ergebnis finden Sie in der Finanzpla-
nung der Kommission. Die Ausgaben für Forschung und
Entwicklung werden glatt vervierfacht. Offensichtlich
glauben die Regierungschefs, eine zentral gesteuerte eu-
ropäische Innovationspolitik sei erfolgreicher als eine
nationale. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist 
Stamokap!)

Ich glaube, das ist einer der größten Irrtümer der Lissa-
bon-Strategie schlechthin. Ganz im Gegenteil: Innova-
tionen erfolgen in geeigneten Mikrostrukturen, in dezen-
tralen Clustern. Wir werden erleben, dass zig Milliarden
Euro ohne Wirkung verpuffen werden.

Drittes Beispiel: Wer der Türkei den Beitritt in Aus-
sicht stellt, muss auch sagen, wie er ihn finanzieren will;
auch das ist gemeint, wenn wir von „Integrationsfähig-
keit“ reden. Die Vollmitgliedschaft der Türkei wird
Europa nach Berechnungen der Kommission 20 Milliar-
den Euro pro Jahr kosten; davon entfielen auf Deutsch-
land 5 Milliarden Euro pro Jahr. Deutschland steht Kopf,
weil uns die Mautausfälle 2004 2,5 Milliarden Euro kos-
ten. Der Beitritt der Türkei würde Deutschland jedes
Jahr das Doppelte kosten, nämlich 5 Milliarden Euro.
Erklären Sie das bitte der deutschen Öffentlichkeit!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Statt die Aufgaben und damit auch die Ausgaben der
Europäischen Union zu reduzieren, wollen Sie – ganz im
Gegenteil – die Kompetenzen der Europäischen Union
mehren. Sie sagen aber wiederum nicht, wie Sie das fi-
nanzieren wollen. Nach Ihren Vorstellungen werden im
Verfassungsvertrag auf 30 Politikfeldern neue Kompe-
tenzen geschaffen und jedes neue Politikfeld führt natür-
lich früher oder später zu Initiativen und zu höheren
Kosten.

Am Mittwoch waren der Finanzminister und der Au-
ßenminister im Europaausschuss. Eichel redet vom
Sparen und von einer 1-Prozent-Obergrenze für den eu-
ropäischen Haushalt, Fischer freut sich dagegen über ein
großes Europa mit vielen Aufgaben. Auch die grüne
Haushaltskommissarin Schreyer war im Haushaltsaus-
schuss anwesend und hat sich redlich bemüht, den bei-
den Herren zu erklären, dass derjenige, der Europa stän-
dig mit neuen Aufgaben zudeckt, auch sagen muss, wie
er es finanziert.

(Albrecht Feibel [CDU/CSU]: So ist es!)
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Ich stimme Frau Schreyer in ihrer Analyse zu, absolut.
Ich glaube nur, die Lösung ist eine andere: Es geht nicht
um mehr Geld, sondern es geht darum, Aufgaben end-
lich nach Deutschland zurückzuverlagern, wo immer es
möglich ist. Es ist doch zum Haareraufen, dass alle dies-
bezüglichen Versuche bisher im Sande verlaufen sind;
auch der Konvent war hier eine klare Enttäuschung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Europa muss an vielen Stellen wesentlich schlanker wer-
den, es muss sich auf seine Kernaufgaben konzentrie-
ren. Ich nenne Ihnen einen konkreten Vorschlag zur
Rückverlagerung: die Einführung der nationalen Kofi-
nanzierung der Landwirtschaft im Umfang von 50 Pro-
zent. So spart Europa Geld und die nationale Verantwor-
tung für die Landwirtschaft wird gestärkt.

Sehr geehrte Damen und Herren, widersprüchlich
handelt die Bundesregierung nicht nur auf europäischer
Ebene, sondern auch dort, wo Deutschland selbst betrof-
fen ist.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
haben doch Ihre eigenen Widersprüche!)

Der Kanzler hat Weihnachten 2000 in seiner Weidener
Erklärung über fünf Seiten ausgebreitet, wie er Deutsch-
land, insbesondere die Grenzregionen, für die Ost-
erweiterung fit machen will. Er hat unter anderem den
Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Sachsen und Bayern ein „materiell unterlegtes Pro-
gramm der Förderung der Grenzregionen“ versprochen.
Dieses nationale Programm ist bis heute – drei Jahre spä-
ter! – nach wie vor mit 0 Cent ausgestattet.

Die Ministerpräsidenten der Länder an der Grenze zur
Tschechischen Republik und zu Polen sind natürlich in
Sorge, denn der Standortwettbewerb wird hart werden.
Je näher der 1. Mai kommt, desto panischer werden ins-
besondere die Ministerpräsidenten der neuen Länder.
Deswegen kämpfen sie mit Zähnen und mit Klauen um
die Erhaltung der europäischen Strukturförderung. Da
gibt es nun zwei Möglichkeiten. Möglichkeit eins: Die
deutschen Regionen bleiben weiter europäische Förder-
regionen. Dann wird – in der Konsequenz – der europäi-
sche Haushalt aufgebläht. Oder Möglichkeit zwei: Die
deutschen Regionen fallen aus der Förderung heraus.
Der Bund zahlt den betroffenen Regionen aber einen ad-
äquaten Ausgleich. Dann braucht Europa weniger Geld
und die horrenden Beiträge Deutschlands könnten redu-
ziert werden.

Eigentlich wäre die zweite Möglichkeit der wesent-
lich bessere Weg. Nur, die deutschen Ministerpräsiden-
ten trauen dem Kanzler nicht. Sie glauben nicht, dass es
wirklich einen deutschen Ausgleich geben wird. Nach
der Erfahrung mit der Weidener Erklärung, ganz frei
nach dem Motto „Wer einmal lügt, dem glaubt man
nicht“, ist das auch keine Überraschung.

So hat sich nun in den vergangenen Wochen eine ab-
solut bedenkliche und abstruse Konstellation 

(Rainder Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Abstrus ist diese Rede!)
herausgebildet: Die ostdeutschen Ministerpräsidenten
machen mit der Kommission gemeinsame Politik gegen
Bundeskanzler Schröder, ganz vorne dabei die SPD-Mi-
nisterpräsidenten.

(Günter Gloser [SPD]: Was? Das ist eine 
Unterstellung!)

Minister Eichel quittiert dies lapidar mit: Die ostdeut-
schen Ministerpräsidenten spielen unsere Spanier.

(Günter Gloser [SPD]: Bayerisches Lügen-
märchen!)

Aber das ist doch wirklich abstrus: Die deutschen Minis-
terpräsidenten trauen eher dem französischen Kommis-
sar Barnier zu, Arbeitsplätze in Deutschland zu retten,
als dem deutschen Kanzler Gerhard Schröder.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gerd Müller 
[CDU/CSU]: Da liegen sie auch richtig!)

Das passiert, wenn man Vertrauen verspielt.

Dies sind nur einige Beispiele, die aber zweierlei zei-
gen. Erstens. Die Europapolitik der Bundesregierung ist
voll tiefer Widersprüche und dadurch unzuverlässig.

(Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und die der Union nicht?)

Zweitens. Durch diese Widersprüche hat die Bundesre-
gierung und insbesondere der Kanzler massiv an Ver-
trauen verloren, sowohl bei den Regierungschefs anderer
europäischer Staaten als auch bei den Menschen in
Deutschland selbst. Gerade Verlässlichkeit und Ver-
trauen sind aber zwingend notwendig, um Europa aus
den derzeitigen Konflikten herauszuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Bundesminister Joseph

Fischer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Gernot Erler [SPD]: Eine
Erlösung!)

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie haben

uns gerade vorgeworfen, die Politik der Bundesregie-
rung sei widersprüchlich. Wenn ich aber die Rede des
Kollegen Altmaier – ich teile zwar nicht alle, aber doch
die meisten seiner Grundannahmen – mit der seines
Fraktionskollegen von der CSU vergleiche, dann muss
ich feststellen, dass zwischen diesen Reden Welten lie-
gen. Sie vertreten völlig unterschiedliche Konzeptionen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dieses Problem müssen aber nicht wir lösen, sondern
Sie. Das wird offensichtlich nicht einfach werden. 

(Günter Gloser [SPD]: Nun ist Frau Merkel 
nicht da!)
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Die Europäische Union steht vor einer ganz großen
Veränderung. Ich möchte, gerade unter dem Eindruck,
den mir meine gestrige Reise nach Kaliningrad vermit-
telt hat, unterstreichen: Die Überwindung der Teilung
Europas führt dazu, dass Deutschland auf der Sonnen-
seite dieser historischen Entwicklung steht. Dafür sind
wir dankbar und dafür sollten wir auch dankbar sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Zum ersten Mal seit der Bildung des Nationalstaats ist
für Deutschland die Lage in der Mitte Europas nicht
Last. Sie wird in dem zusammenwachsenden Europa mit
offenen Grenzen vielmehr zu einem völlig veränderten
Sicherheitsumfeld führen. Die Konsequenz wird sein,
dass an allen unseren Grenzen die Situation so sein wird
wie schon heute an unserer Westgrenze.

Dieses Europa wird zusammenwachsen. Die Natio-
nen werden zwar bestehen bleiben, aber vieles von dem,
was für uns heute noch eine bestimmte Bedeutung hat,
wird in dem sich vereinigenden und integrierenden Eu-
ropa eine ganz andere Bedeutung bekommen. Europa
wird offen sein. Die Situation wird kooperativ werden,
so wie wir das an den Westgrenzen als selbstverständlich
empfunden haben, und nicht mehr konfrontativ sein.
Deswegen ist der 1. Mai meines Erachtens ein histori-
sches Datum. 

(Albrecht Feibel [CDU/CSU]: Nur hat es ein
bisschen länger gedauert! Das ist doch die
Sorge der Menschen!)

– Selbstverständlich hat es länger gedauert. Ich muss Ih-
nen dazu aber sagen: Die Frage der europäischen Inte-
gration ist 1989 mit dem Fall der Mauer entschieden
worden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir können die Idee der europäischen Einheit nicht auf
einen kleinen westeuropäischen Ansatz reduzieren – ich
denke, darin waren wir uns immer einig –, wenn auch
die anderen Staaten, gründend auf Freiwilligkeit – das ist
selbstverständlich –, dazugehören wollen. Und alle wol-
len dazugehören. Deswegen können wir keine künstli-
chen neuen Grenzen ziehen, ohne schweren Schaden für
das Europa der Integration anzurichten. Das dürfen wir
nicht tun. 

Die Schwierigkeit, vor der wir stehen, besteht darin,
dass nun folgende drei Schritte unternommen werden
müssen: Die räumliche Erweiterung der Union muss um-
gesetzt werden. Gleichzeitig muss eine Vertiefung statt-
finden; das heißt diese Union muss handlungsfähig und
transparent werden und muss ein Akteur sein, der nach
außen seine Interessen vertreten kann. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das muss doch 
als Erstes kommen!)

Außerdem muss die Finanzierung dieser erweiterten
Union geklärt werden.

Auch ich könnte hier natürlich Polemik betreiben,
Herr Kollege Altmaier, will das heute aber lassen. Ehrli-
cherweise hätten Sie zuerst eine Antwort auf die Frage
finden müssen, warum es uns in Amsterdam nicht ge-
lungen ist, die anstehenden Probleme zu lösen. Diese Si-
tuation hat über Nizza schlussendlich zum Konvent
geführt. Ich habe damals in der Opposition die Europa-
politik von Bundeskanzler Kohl in wesentlichen Teilen
mit unterstützt, auch die Finanzierungskonsequenzen,
die sich daraus ergeben haben. Sie wissen so gut wie ich,
dass es, bedingt durch die deutsche Einheit, durch das
wesentlich komplexer werdende Europa und durch die
Schwierigkeiten, die im Inneren liegen, schon in Ams-
terdam nicht gelungen ist, die Fragen zu lösen, die dann
am Ende zum Konvent geführt haben.

Damals gab es eine andere Regierung. Weil es diesel-
ben Themen sind, kann es also nicht daran liegen, dass
sich die Politik, dass sich das Verhalten etc. verändert
haben. Vor allem, weil wir hier einen sehr breiten Kon-
sens haben, verstehe ich, dass die Opposition das alles
vorbringen muss. Sie müssen aber auch sehen, dass
schon in Amsterdam, wo noch andere die Verantwortung
trugen und das Vertrauen angeblich noch vorhanden war,
der Konsens aufgrund derselben Probleme nicht möglich
war. Für uns war es entscheidend, dass wir in Nizza zu-
gestimmt haben, obwohl wir um die Schwächen wuss-
ten, weil es ansonsten zu einer Blockade des Erweite-
rungsprozesses gekommen wäre. Deswegen wurde
während der französischen Präsidentschaft bereits in den
Schlussfolgerungen von Nizza der Weg nach Laeken hin
zum Konvent geöffnet.

Im Konvent ist es gelungen, einen Kompromiss zu er-
reichen.

(Peter Altmaier [CDU/CSU]: Dabei haben wir 
Ihnen ja auch geholfen!)

– Wir bedanken uns dafür. Das ist bestens. Ich bedanke
mich ebenfalls für die weitere Hilfe und bin mir sicher,
dass es sie auch in Zukunft geben wird, weil wir jenseits
aller Konfrontationsrhetorik wichtige Positionen teilen.
Mit der CSU ist es etwas schwieriger. Wenn es aber am
Ende Ernst wurde, sind auch sie immer dabei gewesen;
das finde ich auch gut und richtig.

Ich möchte hier den entscheidenden Punkt anspre-
chen: Wir brauchen in der 25er-Union ein transparentes
und einfaches Entscheidungsverfahren. Am wichtigs-
ten ist: Es geht hier nicht um das Prestige. Ich habe den
Bundestag auch nie so verstanden, dass die Frage, ob
Deutschland mit Frankreich, Großbritannien und Italien
gleichberechtigt ist, entscheidend ist. Das ist sie zumin-
dest aus Sicht der Bundesregierung nicht. Ich behaupte
auch, dass dies über alle Fraktionen des Deutschen Bun-
destages hinweg in weiten Teilen nicht unser Problem
ist. Das Problem von Nizza ist, dass das dort verabschie-
dete Abstimmungssystem intransparent ist und dass es
vor allen Dingen auf die Blockademöglichkeit von Min-
derheiten gründet. Das ist der entscheidende Punkt. Wir
dagegen wollen Gestaltungsmehrheiten. 

Kollege Altmaier, damit komme ich zu einem weite-
ren wichtigen Punkt. Sie verlangen von uns, zu sagen,
alle müssten sich bewegen. Es stellt sich aber die Frage,
in welchem System dies geschehen soll. Man wird
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schwerlich sagen können, dass sich hier alle bewegen
müssen. Ich glaube, das wird nicht funktionieren. Sie ha-
ben anklingen lassen, es müsse das System der doppel-
ten Mehrheiten geben. Genau das ist auch die Position
der Bundesregierung und der Koalition. Hier gibt es ei-
nen breiten Konsens. Es wird versucht, das alles in die-
sem Rahmen anzustreben. Ich muss Ihnen das doch nicht
erklären. 

Der Bundestag hat durch seine Ausschüsse enge
Kontakte mit den Partnern. Sie wissen um die Schwie-
rigkeiten. Auf diese möchte ich nicht im Detail einge-
hen. Es bedarf nicht Ihrer Aufforderung, dass wir uns
mit den Briten, den Franzosen, den Spaniern, den Polen,
den Slowenen, den Ungarn und mit wem auch immer
– nur, um einmal abzuarbeiten, mit wem wir in den letz-
ten Tagen und Wochen über diese Fragen gesprochen ha-
ben – treffen; denn diese Treffen sind selbstverständlich.
Ich möchte unterstreichen: Die irische Präsidentschaft
hat unser volles Vertrauen. Ich denke, ihr Verfahrensvor-
schlag und ihr Engagement verdienen jede Unterstüt-
zung. Diese erhält sie von uns auch.

Frau Leutheusser-Schnarrenberger, eines verstehe ich
aber nicht: Die Probleme liegen nicht beim Konvent, sie
liegen bei der Umsetzung der Ergebnisse. Es geht um
den Weg vom Konvent in die Nationalstaaten, also in die
an der Regierungskonferenz beteiligten Regierungen.
Sie sagen, entweder müsse die Umsetzung in diesem
Frühjahr geschehen oder wir brauchten einen neuen
Konvent. Ich begreife nicht, wie uns das helfen sollte.
Im Grunde genommen würde dadurch die Tür für einen
gewaltigen Rückschritt geöffnet werden. Jeder, der den
Verfassungsprozess eher nicht wollte – ich will das Ge-
genteil; ich unterstütze diesen Prozess voll –, müsste ei-
gentlich auf Ihren Vorschlag eingehen. Er müsste bis
Sommer blockieren, um danach einen neuen Konvent
durchzuführen. Dann würde er den Faden neu aufziehen.
Am Ende gäbe es dann aber gar nichts. Davor möchte
ich hier nachdrücklich warnen. Ehrlich gesagt scheint
mir das nicht sinnvoll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir befinden uns hier in einer schwierigen Situation.
Herr Kollege Altmaier, ich möchte Ihnen nicht ausreden,
das zu verbinden. Die Irakposition der Union ist im Volk
wirklich sehr mehrheitsfähig. Deshalb wünsche ich mir,
dass Sie sie möglichst oft und möglichst laut in mög-
lichst vielen Varianten vertreten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wie Sie angesichts der Erfahrungen, die wir jetzt ge-
macht haben, die Position der Bundesregierung in die-
sem Punkt noch kritisieren können, verstehe ich nicht.
Das geht nur um den Preis des völligen Gedächtnisver-
lustes bezogen auf Ihre eigene Position. Ich möchte die
Irakposition hier aber weiß Gott nicht weiter diskutieren. 

Ich freue mich ausdrücklich, dass die CDU die
Türkeifrage jetzt wesentlich realistischer sieht. Bei der
CSU ist das ganz offensichtlich noch anders einzuschät-
zen. Ihrer Meinung nach soll der Beitritt der Türkei ab-
gewehrt werden. Das Thema wird emotionalisiert, ob-
wohl wir hier über eine langfristige Perspektive reden
und es um eine rationale Abwägung geht. Ich kann Ihnen
eines prophezeien: Das wird nicht funktionieren. Im Ge-
genteil: Die Zusagen, die in der Vergangenheit gemacht
wurden, wurden unter Teilhabe der CSU in allen Bun-
desregierungen gemacht. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Erzählen Sie
doch keine Märchen! Das müssen Sie ganz al-
lein und sonst niemand verantworten!)

Wir werden Sie aus dieser Verantwortung nicht entlas-
sen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Herr Minister, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident, ich komme zum Schluss.

Ich freue mich über die Unterstützung des Bundesta-
ges, der an der Notwendigkeit einer Verfassung festhält.
An der Kompromissbereitschaft und am Engagement der
Bundesregierung wird es nicht mangeln, der irischen
Präsidentschaft zum Erfolg zu verhelfen. Ich wünsche
mir, dass wir unter der irischen Präsidentschaft zu einer
Einigung kommen. Aber wenn nicht, dann wird die nie-
derländische Präsidentschaft, die sich darauf schon vor-
bereitet, in der Pflicht sein. Ich wünsche mir eine Lösung
noch in diesem Frühjahr. Ich denke, die Chancen dazu
bestehen. Was wir dazu beitragen können, werden wir
tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegin Claudia Winterstein,

FDP-Fraktion.

Dr. Claudia Winterstein (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich möchte auf die Agenda 2007 eingehen, weil
dies in den kommenden Monaten in den einzelnen Mit-
gliedstaaten ein sehr wichtiges Diskussionsthema sein
wird. 

Für die FDP ist eine tragende Säule des europäischen
Einigungsprozesses das Prinzip der Solidarität unter
den Mitgliedstaaten. Das heißt, die armen Mitgliedstaa-
ten müssen selbstverständlich unterstützt werden. Soli-
darität bedeutet aber auch, dass den Nettozahlern und
insbesondere Deutschland, das die finanziellen Folgen
der Wiedervereinigung zu tragen hat und den Stabilitäts-
pakt dreimal gebrochen hat, nicht zu viel aufgebürdet
wird. Auch unsere Leistungsfähigkeit hat Grenzen. Inso-
fern ist aus Sicht der FDP die Forderung der Bundesre-
gierung, die Ausgabenplanung der EU auf 1 Prozent des
Bruttonationaleinkommens zu begrenzen, völlig richtig.
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Offensichtlich scheinen dies die Grünen nicht ganz so
zu sehen, denn Herr Steenblock hat vorgestern den Vor-
schlag der Kommission für die Erhöhung der EU-Aus-
gaben als einen guten Kompromiss bezeichnet. Ich frage
mich: Was gilt nun eigentlich? Die Bundesregierung hat
noch im Dezember von 1 Prozent gesprochen. Herr
Steenblock scheint nun die Grenze von 1,15 Prozent für
richtig und gut zu halten. Jedenfalls setzt offenbar die
Kommission darauf, für die neuen Aufgaben zusätz-
liches Geld zu bekommen. Das ist aber unserer Meinung
nach der falsche Weg. 

Es darf nicht darum gehen, einfach aufzustocken. Das
Ziel muss sein, intelligent und zukunftsorientiert umzu-
strukturieren. Einige Punkte will ich hierzu nennen. Die
Vielzahl der Fonds und Fördertöpfe muss verringert wer-
den, um mehr Transparenz zu schaffen und zu einem
effizienteren Mitteleinsatz zu kommen.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen auch eine neue Prioritätensetzung, zum
Beispiel für die Bereiche Forschung, Transeuropäische
Netze, Sicherung der Außengrenzen und Kriminalitäts-
bekämpfung. Diese neuen Aufgaben müssen natürlich
angemessen ausgestattet, aber aus den vorhandenen Mit-
teln bezahlt werden. 

Ebenso müssen wir von der Gießkannenförderung
weg und die Mittel tatsächlich auf die Schwächsten kon-
zentrieren. Dabei ist klar, dass es Übergangsregelungen
für diejenigen geben muss, die dann aus der Förderung
herausfallen. Die FDP ist dafür, dass der Kohäsions-
fonds mit der nächsten Finanzperiode, also bis 2013,
langsam ausläuft. Es muss auch so sein, dass andere
Länder, nämlich die armen neuen Mitgliedstaaten, noch
in den Genuss dieses Fonds kommen. Die Länder Grie-
chenland, Spanien, Portugal und Irland dürfen diese Gel-
der nicht weiterhin erhalten. 

(Beifall bei der FDP)

Die EU schiebt einen Berg von über 100 Milliarden
Euro an bewilligten, aber nicht abgeflossenen Mitteln
vor sich her. Das ist ein gesamter Jahreshaushalt der EU.
Es hapert offensichtlich entweder an förderfähigen Pro-
jekten oder an der Kofinanzierung der Empfängerländer.
Das ist alles andere als eine effektive Einsetzung von
Geldern. Daher fordern wir generell kurze Verfallsfristen
für die Mittel, die die EU für Projekte bereitstellt, wie es
zum Beispiel neuerdings bei den Strukturfonds der Fall
ist. Hier beträgt die Verfallsfrist drei Jahre. Ich halte das
für einen guten Weg, um die Gelder wirklich abfließen
zu lassen. Zurzeit gibt es Staus von über acht Jahren. Das
halte ich für einen unhaltbaren Zustand.

(Beifall bei der FDP)

Die Verhandlungen mit den Ländern werden sicher nicht
leicht werden. Wir wissen, dass die Diskussion auch um
andere Dinge geht. Es wird festzustellen sein, inwieweit
Kompromisse gefunden werden können. Dennoch lautet
unsere Forderung: umstrukturieren statt aufstocken.

(Beifall bei der FDP)
Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Gernot Erler, SPD-

Fraktion.

Gernot Erler (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

erleben in diesem Jahr einen Höhepunkt des europäi-
schen Wiedervereinigungsprozesses, eines Prozesses
von historischer Dimension. Wir werden aber nicht den
Abschluss dieses Prozesses erleben. Verfassungsfragen
und Finanzfragen sind außerordentlich wichtig und es ist
bitter, dass die Probleme im Moment nicht gelöst sind.
Diese Probleme dürfen aber dem historischen Prozess
nicht in die Speichen greifen.

Ich möchte für meine Fraktion erklären, dass ich doch
sehr besorgt bin, dass einige Äußerungen gerade aus
letzter Zeit aus den Reihen der CDU/CSU exakt die
Funktion des In-die-Speichen-Greifens haben und die
Probleme damit vergrößern. Wir sind uns dessen be-
wusst, dass die Erweiterung der Union von 15 auf 25 ein
schwieriger Prozess wird, aber wir dürfen dabei nie ver-
gessen, welche enormen Schwierigkeiten in den Staaten
überwunden worden sind, die jetzt das Recht auf Inte-
gration in die Europäische Union erworben haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese zwölf Jahre sind geprägt von einer enormen,
respektablen Leistung. Die müssen wir in Beziehung zu
den Problemen setzen, die wir vor uns haben. Das Min-
deste, womit wir auf diese Leistung reagieren, ist, dass
dieser Integrationsprozess verlässlich bleibt und dass die
Zusagen und Zeitpläne eingehalten werden.

In diesem Zusammenhang muss ich feststellen, dass
eine Infragestellung dieser Zeitpläne oder gar eine
dumpf-populistische Ausgrenzungspolitik die falschen
Antworten auf die Verfassungskrise sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Da muss ich eine Frage an Sie, Herr Wissmann, stellen.
Sie sind immerhin Vorsitzender des europapolitischen
Ausschusses. Sie haben Mitte Dezember plötzlich die
von der EU beschlossenen Zeitpläne für Bulgarien und
Rumänien infrage gestellt. Wieso tun Sie das? Herr
Stoiber hat vor drei Tagen plötzlich von der Notwendig-
keit einer Erweiterungspause nach 2007 gesprochen.
Wissen Sie eigentlich, was Sie damit anrichten? Wissen
Sie eigentlich, wie viel Millionen von Menschen Sie mit
solchen unverantwortlichen Äußerungen verunsichern?
Haben Sie eigentlich vergessen, welche friedenspoliti-
sche Bedeutung dieser ganze Integrationsprozess in den
vergangenen zwölf Jahren hatte?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es gibt eine gesplittete Entwicklung in Osteuropa, wo
die Integrationsperspektive einerseits tatsächlich zur Lö-
sung von Nachbarschaftskonflikten und Minderheiten-
konflikten geführt hat. Andererseits wissen wir heute
ganz genau, dass die Probleme auf dem Balkan mit vier



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 92. Sitzung. Berlin, Freitag, den 13. Februar 2004 8207

(A) (C)

(B) (D)

Gernot Erler
blutigen Kriegen auch etwas mit dem Fehlen einer ge-
meinsamen europäischen Politik und mit dem Fehlen ei-
ner Integrationsperspektive zu tun hatten. Deswegen hat
die EU ihre Politik auch geändert.

Denken Sie einmal an die Folgekosten von diesen
Konflikten, wenn Sie schon über Kosten reden. Alleine
für Bosnien-Herzegowina hat die Weltgemeinschaft seit
1995 mehr als 10 Milliarden Euro ausgegeben. Das wird
weitergehen. Die Kosten fallen auch im Kosovo, in Ma-
zedonien und in der ganzen Region an. Der Integrations-
prozess ist also auch ein Kosten sparender Prozess, ganz
nebenbei gesagt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Kollege Erler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Wissmann?

Gernot Erler (SPD): 
Herr Wissmann, bitte schön, gerne.

Matthias Wissmann (CDU/CSU): 
Herr Kollege Erler, darf ich Sie fragen, wie Sie ei-

gentlich auf die Idee kommen, den Eindruck zu erwe-
cken, ich hätte mich gegen die Aufnahme von Bulgarien
und Rumänien gewendet, wenn ich die Frage gestellt
habe – die stelle ich auch hier –, wie wir eine weitere Er-
weiterung der Europäischen Union verantworten kön-
nen, ohne vorher zu der von uns geforderten Vertiefung
gekommen zu sein? Es ist doch wohl eine gemeinsame
Position in diesem Haus, dass wir genau wissen, dass es
zwei Seiten einer Medaille gibt, nämlich Vertiefung und
Erweiterung. Dass jeder von uns die Erweiterung um
Bulgarien und Rumänien wünscht, wenn die Bedingun-
gen erfüllt sind, ist doch nie im Zweifel geblieben.

Gernot Erler (SPD): 
Herr Kollege Wissmann, schauen Sie einmal in die

„Berliner Zeitung“ vom 16. Dezember letzten Jahres.
Darin werden Sie lesen, was Sie selber gesagt haben,
nämlich dass Sie diesen Zeitplan infrage stellen. Sie wis-
sen, dass ich mich besonders mit diesen beiden Ländern
beschäftige. Was Sie gesagt haben, ist unheilvoll. Es ist
nicht mehr möglich, die von Ihnen verursachten Wogen
wieder zu glätten. Ihre Äußerung ist unverantwortlich. 

Es gibt zwar durchaus einen Zusammenhang zwi-
schen Integrations-, Erweiterungs- und Vertiefungspro-
zess, aber es geht nicht an, den Zeitplan infrage zu stel-
len. Der Zeitplan hängt doch nur noch davon ab, ob die
betreffenden Länder ihre Vorbereitungen für den Beitritt
in den entsprechenden Kapiteln – das sind für Bulgarien
sechs und für Rumänien noch elf – tatsächlich abschlie-
ßen. Dann muss es möglich sein, dass die Zusagen, die
diesen Ländern gegeben wurden, erfüllt werden. Das
kann nicht wegen der Verfassungskrise infrage gestellt
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Präsident Wolfgang Thierse: 
Kollege Erler, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Leutheusser-Schnarrenberger?

Gernot Erler (SPD): 
Bitte sehr.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
Herr Kollege Erler, im Europaausschuss befassen wir

uns intensiv mit der Fortführung der Erweiterung der
Europäischen Union um Bulgarien und Rumänien. Ich
möchte Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, dass Kommis-
sar Verheugen, als er das letzte Mal an einer Sitzung
des Europaausschusses teilgenommen hat, uns, den Ab-
geordneten, gegenüber deutlich gemacht hat, dass er
nicht richtig nachvollziehen könne, warum von den
Volksvertretern das Jahr 2007, sozusagen in Stein ge-
meißelt, als Datum für den Beitritt von Bulgarien und
Rumänien gesetzt worden ist. 

Ich frage Sie, inwiefern Sie die Position von Herrn
Verheugen, der unserer Meinung nach eine hervorra-
gende Politik betrieben hat, die am 1. Mai zum Beitritt
der zehn Länder führen wird, teilen und ob Sie auch der
Auffassung sind, dass der Abschluss der Vorbereitungen
in den einzelnen Kapiteln entscheidend für den Vollzug
der Erweiterung ist. 

Gernot Erler (SPD): 
Darin stimme ich Ihnen völlig zu. Das habe ich doch

gerade gesagt. Das entscheidende Kriterium muss sein,
ob die Beitrittsvoraussetzungen erfüllt werden. 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]: 
Eben nicht das Datum!)

Es gibt – das weiß Herr Verheugen ebenso gut wie Sie
und ich – sehr klare Voraussagen, dass die Verhandlun-
gen mit Bulgarien sogar noch in diesem Jahr und die mit
Rumänien auf jeden Fall im nächsten Jahr abgeschlossen
werden können. Insofern sieht die Lage sehr gut aus. 

Welchen Sinn hat es, diese Länder und ihre politi-
schen Eliten, die diesen Verhandlungsprozess mit einem
großen persönlichen Risiko führen, zu verunsichern, in-
dem die Entscheidung, die in der EU schon gefällt wor-
den ist, nämlich dass der Januar 2007 als Zielgröße gilt,
jetzt wieder infrage gestellt wird? Das ist doch nichts an-
deres als populistisches Gequatsche – wenn ich das ein-
mal so nennen darf – im Zusammenhang mit der Europa-
wahl. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]: Das wer-
den wir Herrn Verheugen mitteilen!)

– Ich kenne Herrn Verheugens Position zu Bulgarien und
Rumänien sehr gut und weiß, dass er diesen Beitrittspro-
zess nicht infrage stellt.

Lassen Sie mich abschließend noch Folgendes anmer-
ken. Ich habe vorhin über die Kosten gesprochen. Die
Erfahrung hinsichtlich der Friedenspolitik und der nach
Beendigung von Konflikten anfallenden Kosten hat zu
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einer Veränderung der europäischen Strategie geführt.
Die Europäische Union verfolgt derzeit nur zwei Strate-
gien: 

Eine Strategie verfolgt die Erweiterung und den Inte-
grationsprozess. Dabei ist völlig klar, dass Bulgarien und
Rumänien eine völlig unzweideutige Zusage gegeben
werden muss, immer vorausgesetzt, dass die Beitrittsbe-
dingungen im Laufe der Verhandlungen erfüllt werden.
Noch in diesem Jahr wird über den Beginn von Verhand-
lungen mit der Türkei entschieden. Auch mit den fünf
so genannten Westbalkanstaaten stehen Verhandlungen
an. Kroatien hat schon einen entsprechenden Antrag ge-
stellt, den die EU bis spätestens April dieses Jahres be-
antworten wird. Wir erwarten demnächst einen Antrag
von Mazedonien. Des Weiteren sind Serbien/Montene-
gro, Bosnien-Herzegowina und Albanien zusammen mit
den beiden anderen Ländern im Stabilisierungs- und
Assoziierungsprozess. Seit dem Europäischen Rat von
Thessaloniki ist klar, dass auch das eine Integrationsper-
spektive darstellt.

Die andere Strategie der EU besteht in der vertieften
Nachbarschaft, die sich auf die außerhalb der Europäi-
schen Union liegenden Länder, das „Wider Europe“,
bezieht. Eine dritte Strategie gibt es nicht.

Ihre Kopfgeburten einer privilegierten Partnerschaft
oder Ähnliches bedeuten einen europäischen Sonder-
weg. Ich kann Ihnen nur raten: Hören Sie auf, sich für ei-
nen europäischen Sonderweg einzusetzen! Europa wird
seine Identität im Hinblick auf Frieden, Stabilität und
Wohlstand wahren, wenn es bei der Verlässlichkeit der
Aussagen zur Integration bleibt und wenn der Geleitzug
der europäischen Integration nicht bei der ersten großen
Krise – in der wir uns zurzeit befinden – aus der Spur ge-
rät.

Deswegen fordere ich Sie auf: Hören Sie auf, auf das
Datum des Europawahlkampfes zu schielen! Hören Sie
auf, für das beifällige Nicken von einigen Stammtischen
die bisherige Verlässlichkeit infrage zu stellen!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Michael Glos [CDU/CSU]:
Was haben Sie gegen den Stammtisch? –
Gernot Erler [SPD]: Dass Sie sich dort wohl
fühlen, weiß ich! – Michael Glos [CDU/CSU]:
Es ist kein Wunder, dass man bei 24 Prozent
liegt, wenn man die Stammtische verachtet!)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Wolfgang Schäuble,

CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! Ich

denke, es ist wichtig, in dieser Debatte noch einmal klar
zu sagen – Peter Altmaier, der Bundesaußenminister und
auch andere haben darauf schon hingewiesen –, dass die
Erweiterung der Europäischen Union um zehn weitere
Mitglieder am 1. Mai dieses Jahres nicht nur etwas ist,
was historisch bedeutsam ist und was die europäische
Spaltung überwindet, sondern auch etwas ist, was im
deutschen Interesse ist und was uns in die Lage versetzt
– das ist historisch fast einmalig –, alte Teilungen zu
überwinden und eine bessere Zukunft zu gestalten. Des-
wegen ist es gar keine Frage, dass das, was am 1. Mai
geschehen wird, in unserem gemeinsamen europäischen
und nicht zuletzt in unserem nationalen Interesse liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Kollege Erler, trotz der Einigkeit über die Be-
deutung dieses Datums ist es auch wahr, dass ein Groß-
teil der Menschen der heutigen – das gilt auch für
Deutschland – und der künftigen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union noch nicht so sehr davon überzeugt ist
wie – hoffentlich – Sie, ich und alle anderen in diesem
Hohen Hause. Wir werden viel Arbeit haben, um die
Menschen zu überzeugen, dass dies in unser aller Zu-
kunftsinteresse liegt und das Beste ist. Im Hinblick da-
rauf ist es gefährlich, so wie Sie schon von den nächsten
Beitritten zu sprechen. Wir müssen zuerst die Europäi-
sche Union nach der Erweiterung um zehn neue Mitglie-
der – das ist ein historischer Schritt – ein Stück weit kon-
solidieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich rate hier zu äußerster Vorsicht. Sie könnten sonst die
Zustimmung der Bevölkerung zu dem europäischen
Projekt mehr gefährden, als Sie und wir das wollen. 

Es ist besonders tragisch – darauf hat Peter Altmaier
bereits hingewiesen –, dass sich Europa ausgerechnet in
dieser historischen Situation in einer schweren Krise be-
findet. Das macht es nicht leichter, sondern schwieriger.
Dafür gibt es eine Reihe von Gründen. Ein Grund war
das unterschiedliche Verständnis der Regierungen der
heutigen und der künftigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union im Hinblick auf das Verhältnis Europas zur
atlantischen Partnerschaft und im Hinblick auf die
Rolle Europas angesichts der globalen Probleme. Es ist
gut, dass wir dabei sind, dies zu überwinden. Aber das
war eine der Ursachen. 

Eine andere Ursache ist natürlich der Streit über den
Stabilitäts- und Wachstumspakt gewesen. Der Bun-
desaußenminister war gestern anlässlich des 200. Todes-
tags von Immanuel Kant in Königsberg; das war auch
gut so. Aber gegen den kategorischen Imperativ von
Immanuel Kant ist verstoßen worden. Der Bundes-
finanzminister hat gesagt, der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt sei nicht erfunden worden, um auf Deutsch-
land angewandt zu werden. Ich kann dazu nur sagen: Die
Regeln dieses europäischen Paktes gelten für große und
kleine Staaten gleichermaßen. Das ist die Grundlage für
Vertrauen. Wer dagegen verstößt, gefährdet das europäi-
sche Projekt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Beim Streit über die künftige Finanzausstattung der
Europäischen Union – das ist in dieser Woche im Euro-
paausschuss deutlich geworden – sind zwei Pole genau
zu bedenken. Auf der einen Seite ist es wahr, dass dann,
wenn alle öffentlichen Haushalte, also die des Bundes,
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der Länder und der Kommunen, der Notwendigkeit der
Begrenzung von Ausgabezuwächsen unterliegen, dies
auch für den europäischen Haushalt gelten muss. Das
muss die Europäische Kommission verstehen und akzep-
tieren.

Aber wir müssen natürlich auf der anderen Seite se-
hen, dass in den neuen Bundesländern – da sehen wir
übrigens, wie schwer es ist, solche historischen Erweite-
rungen wirklich zu konsolidieren – noch immer erhebli-
che Nachteile gegenüber den alten Bundesländern beste-
hen. Wir hätten vor 15 Jahren vielleicht gar nicht
geglaubt, dass es so sein würde, aber es ist die Wahrheit.
Deswegen darf bei den Menschen in den neuen Bundes-
ländern natürlich unter gar keinen Umständen der Ein-
druck entstehen, dass ausgerechnet sie nun durch Ver-
zicht auf die Regionalförderung, die sie bisher aus
Brüssel bekommen haben, die Zeche für die Osterweite-
rung bezahlen sollen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

So reden die Menschen. Darauf muss man die richtigen
Antworten finden und darf nicht einfach sagen – das
macht überhaupt keinen Sinn –, man dürfe vor Stammti-
schen nicht einknicken. 

Bei der neuen Prioritätensetzung muss man mit der
Kommission der Europäischen Union noch einmal inten-
siv darüber reden – anders wird es wohl nicht gehen –,
ob denn ihr Verständnis, dass jede mitgliedstaatliche Zu-
ständigkeit für Regionalförderung gegen das Prinzip von
Wettbewerb und Binnenmarkt verstößt, richtig ist. Das
ist, glaube ich, der falsche Weg. Wenn wir in der euro-
päischen Politik neue Prioritäten setzen müssen – das
müssen wir mit der Erweiterung –, dann müssen wir den
Spielraum für Regionalförderung durch Mitgliedstaa-
ten und Regionen erweitern. Das eine bedingt das an-
dere. Das hängt zusammen. Nur so geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Um aus diesen Krisen herauszukommen, die sich
beim Scheitern des Brüsseler Gipfels gezeigt haben,
müssen wir natürlich auch daran arbeiten, zerstörtes Ver-
trauen wieder aufzubauen. Die Bundesregierung hat da
eine Menge zu tun. Auf die Kritik von Peter Altmaier,
die Bundesregierung sei an diesen Krisen mit schuldig,
hat Herr Steenblock gesagt: Aber sie hat sich doch im
Verfassungskonvent so sehr um die Verfassung be-
müht. – Das hat sie getan, aber das ist keine Antwort auf
die Kritik von Peter Altmaier. Die Bundesregierung hat
sich im Verfassungskonvent in der Tat bemüht. Wir un-
terstützen sie auch darin, dass die Blockademöglichkei-
ten, die der Nizza-Vertrag bietet, abgebaut werden müs-
sen. Das ist zwischen uns völlig unstreitig. Aber das
ändert eben nichts daran, dass die Bundesregierung in
anderer Beziehung Fehler gemacht hat und dass als
Folge davon Vertrauen zerstört worden ist.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Welche 
denn?)

– Beim Stabilitätspakt zum Beispiel. Dass die Regeln
nicht für alle in gleicher Weise gelten, hat unglaublich
viel Vertrauen zerstört – bei Großen und bei Kleinen. 
(Günter Gloser [SPD]: Das stimmt doch auch 
nicht!)

Ich könnte vieles aufzählen, will es aber gar nicht tun. 

(Günter Gloser [SPD]: Ist Polen ein großes 
Land?)

– Der Bundesfinanzminister – er heißt noch immer
Eichel – hat gesagt, der Stabilitätspakt sei doch nicht er-
funden worden, um auf Deutschland angewandt zu wer-
den; er gelte für kleine Länder, aber nicht für Deutsch-
land. So zerstört man Vertrauen. Das dürfen wir nicht
fortsetzen. Das müssen wir korrigieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Polen haben nicht zuletzt in den Auseinanderset-
zungen von Frankreich und Deutschland den Eindruck
gehabt, sie hätten nicht die gleichen Rechte, sie seien
nicht gleichwertig. Ich würde Sie wirklich um eines bit-
ten: Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass die
Beschädigungen im wichtigen deutsch-polnischen Ver-
hältnis, das gut entwickelt war, wieder ein Stück weit re-
pariert werden! Hören Sie nun wirklich auf, die Initiative
für ein Zentrum gegen Vertreibungen für die Beschä-
digung des deutsch-polnischen Verhältnisses verantwort-
lich zu machen! Das ist nun wirklich ein grober Unfug.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Angelica 
Schwall-Düren [SPD]: Aber es ist so!)

– Frau Schwall-Düren, Sie hatten ja gleich gesagt: die
CDU/CSU. Die Frau Steinbach ist eine sehr geschätzte
Kollegin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion; das ist
wahr.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Auch 
andere!)

Aber Peter Glotz ist bedauerlicherweise immer noch
Mitglied der Sozialdemokratischen Partei. Es ist doch
eine überparteiliche Initiative. Hören Sie vor allem auf,
einigen in Polen die Ausrede zu liefern! Dabei ist es
doch so, dass sie sich selber vor manchen Aufgeregthei-
ten ein bisschen schützen müssen. Die Parole „Nizza
oder der Tod“ war auch eine Übertreibung. Es gibt Über-
treibungen, nicht nur auf einer Seite. 

Sagen Sie Ihrem Parteifreund Verheugen, er solle auf-
hören, in einer unverschämten Weise solche Interviews
zu geben wie das, das am Mittwoch in der „Süddeut-
schen Zeitung“ zu lesen war! Wir lassen das nicht zu! 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Unver-
schämt?)

– Ich kann es Ihnen vorlesen – ich habe es dabei –, will
es aber gar nicht tun.

Die Erklärung der beiden Staatsoberhäupter, des pol-
nischen Staatspräsidenten und des deutschen Bundesprä-
sidenten, zu dieser Frage war doch wirklich versöhnend
und weiterführend. Diese Erklärung ist von der Präsi-
dentin des Bundesverbands der Vertriebenen, der Kolle-
gin Erika Steinbach, ausdrücklich begrüßt und un-
terstützt worden. Deswegen sollten wir es dabei belassen.
Mit einer – falschen – Legende zu den Ursachen der
Schwierigkeiten im deutsch-polnischen Verhältnis
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machen wir die Dinge nicht besser, sondern erschweren
sie eher.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür arbeiten, das sen-
sible Thema der Vertreibungen im europäischen Kontext
mit Polen und Deutschen gemeinsam in einer Weise zu
lösen, die die Zukunft besser und nicht schwieriger
macht! Aber lassen Sie uns auch daran arbeiten, dass die
Europapolitik der deutschen Bundesregierung keinen
Schaden anrichtet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Herr Kollege Roth, Sie sind in dieser Debatte darauf
eingegangen, welchen Beitrag – Modelle der Sozialpoli-
tik, der Bildungspolitik usw. – Europa leisten muss. Was
Sie dazu gesagt haben, mag alles richtig sein. Ich füge
hinzu: Bei manchen Punkten bin ich ganz froh, dass
nicht alles auf europäischer Ebene, sondern im Sinne der
Subsidiarität und der Vielfalt durch die Mitgliedstaaten
geregelt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Der wichtigste Beitrag, den Europa in diesem und in
den kommenden Jahren leisten muss – auch um die
Menschen für die Notwendigkeit des europäischen Pro-
jekts zu gewinnen –, ist ein Beitrag zu globaler Stabili-
tät. Angesichts der globalen Herausforderung werden
wir uns entscheidend darauf konzentrieren müssen, die
europäische Rolle im transatlantischen Verhältnis zu
stärken. In diesen Zusammenhang gehört natürlich die
Osterweiterung; das ist gar keine Frage. Europa wird
keine globale Rolle spielen, wenn es nicht einmal in der
Lage ist, die Teilung des europäischen Kontinents zu
überwinden.

Wir sollten aber auch die Chancen sehen. Ich habe in
der gestrigen Ausgabe der „Zeit“ mit großem Interesse
einen Aufsatz von Robert Kagan – über Äußerungen
von ihm haben wir oft in anderen Zusammenhängen dis-
kutiert – gelesen. In diesem Aufsatz steht Folgendes:

Um den globalen Bedrohungen der Welt begegnen
zu können, benötigen die Amerikaner die Legitimi-
tät, die Europa ihnen verschaffen könnte.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist geradezu
eine flehentliche Bitte von amerikanischer Seite – man
lernt dort auch aus Fehlern, die jenseits des Atlantiks ge-
macht worden sind – nach einem einigen, handlungsfä-
higen und stärkeren Europa. Wir werden uns in den eu-
ropäischen Debatten vor allen Dingen darauf
konzentrieren müssen. Auch deswegen möchte ich von
der Bundesregierung, und zwar nicht nur durch den
Sprecher der Bundesregierung in Bundespressekonfe-
renzen, etwas Genaueres zu der angeblichen deutsch-
britisch-französischen Initiative, verschiedene Batail-
lone für schnelle Eingreifreserven aufzustellen, hören. 

Herr Bundesaußenminister – wenn ich richtig infor-
miert bin, waren Sie gestern nicht nur in Kaliningrad, in
Königsberg, sondern auch in Moskau –, ich hätte von
Ihnen gern etwas zu den Meldungen gehört, Moskau ma-
che im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung
Schwierigkeiten. Vor allen Dingen sollte man im europä-
isch-atlantischen Bündnis darüber nachdenken, was wir
gemeinsam tun können, um mit Russland besser zusam-
menzuarbeiten, damit es mehr Verantwortung – das gilt
sogar für seine Rolle im Nahen und Mittleren Osten –
übernimmt.

Wir haben eine sehr gute Chance, Russland, das sich
in einer kritischen Phase der Entwicklung befindet, in ei-
ner positiven Weise zu beeinflussen, wenn wir die Posi-
tion vertreten: Wir brauchen die Partnerschaft mit Russ-
land; Russland muss an Initiativen wie derjenigen, die in
München vorgestellt worden ist – Stichwort „Greater
Middle East“ –, teilnehmen; wir beziehen Russland ein;
wir nehmen Russland in die Verantwortung; aber wir er-
warten von Russland auch einen konstruktiven Beitrag,
der dem Verständnis von Russland als einer Großmacht
in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft gerecht wird;
Russland muss mitverantwortlich sein. Das umzusetzen
ist eine der großen Aufgaben eines Europas, das sich als
Teil der atlantischen Partnerschaft versteht.

(Beifall des Abg. Erich G. Fritz [CDU/CSU])

Wenn wir europäische Politik so betreiben, dann leis-
ten wir einen Beitrag zur globalen Stabilität und zur
Friedenssicherung. Wenn die Menschen Europa als ein
Projekt zur Herstellung von globaler Stabilität und Frie-
den verstehen, dann werden sie dieses Projekt auch wei-
terhin unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile der Kollegin Petra Pau das Wort.

Petra Pau (fraktionslos): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

EU-Osterweiterung und die Annahme einer EU-Verfas-
sung sollten einen Höhepunkt in der Geschichte Europas
werden. So klang es bei Hofe; doch die Glocken im
Lande wollen einfach nicht jubeln. Zu Missklängen im
Zuge des Irakkrieges gesellte sich Krach um die künftige
Hausordnung in Europa. Hinzu kommt jetzt Zoff um die
gemeinsame Kasse. Es knirscht in nahezu allen Säulen,
die das europäische Werk stützen sollen.

Außerdem sinkt das Interesse der Bevölkerung, auch
der deutschen, an der EU. Das ist im Vorfeld von Wahlen
kein gutes Omen. Selbst die Medien überschlagen sich
mit Eilmeldungen vom USA-Vorvorwahlkampf, wäh-
rend die anstehenden Europawahlen überhaupt keine
Notiz wert sind. Das alles spricht für eine gründlichere
Aussprache im Deutschen Bundestag, zumal ich davon
ausgehe, dass alle hier vertretenen Parteien proeuropä-
isch sind; die PDS ist es jedenfalls.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Genau diese proeuropäische Position nährt allerdings
auch unsere Kritik an aktuellen und grundsätzlichen Fra-
gen der EU-Debatte. Sie beginnt beim vorliegenden Ver-
fassungsentwurf. Er enthält vieles, was zu mehr Demo-
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kratie und zu mehr Transparenz führen kann. Das
begrüßen wir ausdrücklich. Er enthält aber auch eine
Selbstverpflichtung zur Hochrüstung und Militarisierung
der EU. Das ist einmalig und widersinnig; das lehnt die
PDS im Bundestag ab.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Ich weiß, über diesen Punkt reden Sie von Rot-Grün
nicht gerne; oder Sie reden, wenn doch, diesen Punkt der
Verfassung schön. Wahrscheinlich ist das aber auch der
wahre Grund, warum SPD und Grüne eine Volksabstim-
mung in Deutschland über die EU-Verfassung auf jeden
Fall verhindern wollten. Dann sollten Sie allerdings in
der Debatte nicht weiter so tun, als seien SPD und Grüne
die Parteien, die für mehr Demokratie und Bürgerrechte
in Europa eintreten. Sie tun es nicht. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Mit der konservativen Opposition müssen wir, wie
ich denke, zwei andere Punkte klären. Einerseits gerie-
ren Sie sich als oberste Hüter des so genannten Stabili-
tätspaktes. Dieser Pakt schafft aber keine Stabilität, er
nimmt politische Spielräume und verhindert so eine ak-
tive Politik gegen die Massenarbeitslosigkeit. Deshalb
war die PDS schon immer gegen eine Stabilitätspolitik,
die zwar Bankgeschäfte bedient, aber für soziale Fragen
völlig taub ist. 

Vor diesem Hintergrund komme ich zur aktuellen Fi-
nanzdebatte. Die EU-Kommission rechnet überschaubar.
Sie sagt, die EU wird größer, also muss auch ihr Haus-
halt wachsen. Finanzminister Eichel rechnet ebenso
übersichtlich. Er sagt, wir müssen Schulden abbauen,
also können wir nicht noch mehr Geld an die EU abfüh-
ren. Ich sage Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Beide Argumente gehen am tatsächlichen Problem vor-
bei. Der Stabilitätspakt ist eine Fessel, keine Hilfe. Die
fehlenden Finanzen resultieren wiederum aus einer fal-
schen Steuerpolitik; darüber haben wir gestern sehr aus-
führlich diskutiert. So entpuppt sich das vermeintliche
EU-Problem als ein hausgemachtes Problem.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der ungeklärte
Streit über die Zukunft der EU wird allerdings auch nicht
in dem auf Eis liegenden Verfassungsentwurf geklärt.
Zweimal ist in ihm von der Marktwirtschaft als bestim-
mender Wirtschaftsordnung die Rede. Einmal ist von ei-
ner sozialen Marktwirtschaft die Rede und ein weiteres
Mal von einer offenen Marktwirtschaft. Ich wiederhole
gern: Die PDS setzt sich strikt für eine soziale Markt-
wirtschaft und konsequent gegen eine offene Marktwirt-
schaft ein. Ich fürchte, dass da unsere Auffassung nicht
mit der der FDP, die auch heute vorgetragen wurde,
übereinstimmt. Es ist aber keine abstrakte Frage, ob die
Wirtschaft sozialen Zielen verpflichtet ist oder ob das
Soziale untergeordnet oder gar gestrichen wird wie bei
der Agenda 2010. Wenn Sie die Bürgerinnen und Bürger
der Bundesrepublik für die EU gewinnen wollen – die
PDS will dies –, dann kommen Sie um die soziale Frage
nicht herum. 

Nun komme ich zum Schluss noch zu einer innenpoli-
tischen Frage im engeren Sinne. Es ist unübersehbar, wie
auch auf EU-Ebene die Bürgerrechte und der Daten-
schutz ausgehöhlt werden. Immer offensichtlicher ist,
dass die Bundesrepublik hierbei zur Avantgarde gehört.
Das trifft leider auch mit umgekehrtem Vorzeichen be-
züglich der Haltung gegenüber einer humanen Flücht-
lings- und Asylpolitik zu. Der nach wie vor anhaltende
Streit um ein Zuwanderungsgesetz spiegelt hier nur die
Auseinandersetzung um die zukünftige Haltung der EU
wider: entweder human und weltoffen oder aber bor-
niert geschlossen. Der aktuelle Stand – das sagt nicht
nur die Europaabgeordnete der PDS, Sylvia-Yvonne
Kaufmann – ist einfach niederschmetternd. Otto Schily
und andere aus der Bundesregierung haben daran aktiv
Anteil. 

Es gibt also viele gute und auch drängende Gründe,
gründlicher über die künftige EU zu diskutieren, als es
Ihnen bisher notwendig erschien. Die PDS wird es je-
denfalls als Pro-Europa-Partei im beginnenden Wahl-
kampf tun.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Axel Schäfer, SPD-

Fraktion.

Axel Schäfer (Bochum) (SPD): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Lassen

Sie uns so ernsthaft über Europa reden, wie es der Situa-
tion angemessen ist, und lassen Sie uns vor allen Dingen
keine Krise herbeireden. Krise, das war Anfang 1999,
als die Kommission zurücktrat, als wir im Kosovo zum
ersten Mal in kriegerische Auseinandersetzungen ver-
strickt waren, als wir einen neuen finanziellen Rahmen
bis 2006 schaffen mussten. Diese Krise ist durch diese
Bundesregierung bewältigt worden. Wir haben gute Ent-
scheidungen getroffen, was die Kommission, den Ko-
sovo, die Friedenspolitik und die Finanzen anbelangt.
Deshalb sollten wir die heutigen Schwierigkeiten nicht
zu einer Krise hochreden, weil wir damit die Situation in
Europa falsch beschreiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ein Wort zur Klage gegen den Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt. Dazu ist alles gesagt, was die Kommission an-
belangt, die tatsächlich auf dem falschen Dampfer ist.
Alles gesagt hat derjenige, der damals, als der Pakt ge-
schlossen worden ist, führend mit dabei war: Jean-
Claude Juncker, luxemburgischer Ministerpräsident. Er
ist Christdemokrat; vielleicht sollten die Kolleginnen
und Kollegen von der CDU/CSU einmal lesen, was er
gesagt hat; denn das bestätigt exakt die Position der
deutschen Bundesregierung. Und das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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(A) (C)
Axel Schäfer (Bochum)
Lassen Sie mich zur finanziellen Vorausschau kom-
men. Es war richtig, dass sechs Länder Position bezogen
haben: Großbritannien, Frankreich, Österreich, die Nie-
derlande, Schweden und Deutschland.

(Jürgen Türk [FDP]: Wo war denn das 
richtig?)

Es war richtig, weil damit klar geworden ist, dass wir
eine Balance finden müssen zwischen den Notwendig-
keiten in Europa einerseits und den Zwängen in den
Haushalten, auch den nationalen, andererseits. Dass es
richtig war, sieht man vor allem, wenn man sich die Ent-
wicklung in den letzten zehn Jahren anschaut: Der pro-
zentuale Anteil an der Verpflichtungsermächtigung auf
der Ebene der EU ist von 1,27 auf 1,08 Prozent gesun-
ken. Bei den realen Ausgaben liegen wir bei 0,98 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens. Das zeigt, dass wir
auf dem richtigen Weg sind. Die deutsche Position, die
richtigerweise in Zusammenarbeit mit anderen Ländern
eingenommen worden ist, ist damit bestätigt worden.

Ich sage, gerade weil es um die Solidarität in Europa
– nicht nur, wie bisher, mit 15, sondern mit 25 Staaten –
geht: Es gibt eine Reihe der so genannten neuen Mit-
gliedstaaten, die die Positionierung bei 1 Prozent des
Bruttonationaleinkommens für richtig halten. Es musste
berücksichtigt werden, inwieweit die nationalen Haus-
halte die Mittel für Europa aufbringen können. Die
neuen Staaten dürfen nicht überfordert werden. Wir
müssen fordern und fördern, wie dürfen aber nicht über-
fordern. Deshalb ist der Weg richtig.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind ein Stück vorangekommen, was die Um-
strukturierung und neue Prioritätensetzung im europäi-
schen Haushalt anbelangt. Wir werden bis 2013 den
Agraranteil von 46 auf 37 Prozent senken. Das ist ein
ganz wichtiger Fortschritt, der auf einer Position beruht,
die wir gemeinsam vertreten.

Ein spezieller Satz bezüglich einer deutschen Position
in Europa. Es war gut – ich glaube, auch die Christde-
mokraten im Europäischen Parlament fanden das gut;
ebenso sollten das die Christdemokraten im Deutschen
Bundestag gut finden –, dass diese Bundesregierung un-
ter schwierigsten Bedingungen entscheidend dazu beige-
tragen hat, dass ein Abgeordnetenstatut in Europa ver-
hindert wurde, das uns und den Kolleginnen und
Kollegen in Brüssel viele Probleme bereitet hätte.

Obendrein ist gut, dass die deutsche Bundesregierung
zu denen gehört, die bei der Frage des Anstiegs der Be-
amtenbezüge in Brüssel immer auf der Bremse stehen.
Auch das spielt beim Thema Ausgaben und Sparmög-
lichkeiten eine wichtige Rolle.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen jetzt am
Beginn des Prozesses zur Verabschiedung der finanziel-
len Vorausschau. Wir wollen und müssen pro Jahr
4 Prozent unseres BNP im Rahmen des Transfers von
West nach Ost zahlen und mit 1 Prozent unseres Haus-
haltes zur Finanzierung Europas beitragen. Das ist alles
richtig so, aber die Balance muss stimmen.
Ich bin mir sicher, dass wir diese Balance hinbekom-
men; denn wir haben die Erfahrungen von 1999. 1999
war deutlich: Diese Bundesregierung trägt entscheidend
zur Lösung von europäischen Problemen bei. Diejeni-
gen, die das damals gemacht haben, sind – das ist eher
die Ausnahme, wie Sie feststellen, wenn Sie sich die an-
deren europäischen Regierungen heute anschauen – auch
heute noch die Akteure, nämlich Bundeskanzler Gerhard
Schröder und Bundesaußenminister Joschka Fischer. Ich
habe großes Vertrauen in die beiden, dass sie es auch
diesmal schaffen – gemäß unserer Prämisse, dass die eu-
ropäische Einigung das wichtigste nationale Interesse
Deutschlands ist. Das ist in der Tat gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich schließe die Aussprache.
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